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IV

(Informationen)

INFORMATIONEN DER ORGANE UND EINRICHTUNGEN
DER EUROPÄISCHEN UNION

KOMMISSION

Euro-Wechselkurs (1)

17. März 2008

(2008/C 71/01)

1 Euro =

Währung Kurs

USD US-Dollar 1,577

JPY Japanischer Yen 152,5

DKK Dänische Krone 7,4594

GBP Pfund Sterling 0,7857

SEK Schwedische Krone 9,473

CHF Schweizer Franken 1,5519

ISK Isländische Krone 118,55

NOK Norwegische Krone 8,057

BGN Bulgarischer Lew 1,9558

CZK Tschechische Krone 25,017

EEK Estnische Krone 15,6466

HUF Ungarischer Forint 260,54

LTL Litauischer Litas 3,4528

LVL Lettischer Lat 0,6971

PLN Polnischer Zloty 3,5468

RON Rumänischer Leu 3,7538

SKK Slowakische Krone 32,478

Währung Kurs

TRY Türkische Lira 2,0027

AUD Australischer Dollar 1,7102

CAD Kanadischer Dollar 1,5689

HKD Hongkong-Dollar 12,2537

NZD Neuseeländischer Dollar 1,9646

SGD Singapur-Dollar 2,18

KRW Südkoreanischer Won 1 615,48

ZAR Südafrikanischer Rand 12,8557

CNY Chinesischer Renminbi Yuan 11,1699

HRK Kroatische Kuna 7,2591

IDR Indonesische Rupiah 14 610,91

MYR Malaysischer Ringgit 5,0354

PHP Philippinischer Peso 65,761

RUB Russischer Rubel 37,075

THB Thailändischer Baht 49,518

BRL Brasilianischer Real 2,7199

MXN Mexikanischer Peso 17,0198
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(1) Quelle: Von der Europäischen Zentralbank veröffentlichter Referenz-Wechselkurs.



V

(Bekanntmachungen)

VERWALTUNGSVERFAHREN

KOMMISSION

KULTUR (2007-2013)

Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen — EACEA/05/08

Sondermaßnahmen zur kulturellen Zusammenarbeit mit und in Drittländern

(2008/C 71/02)

1. Rechtsgrundlage

Grundlage dieser Aufforderung zur Einreichung von Vorschlä-
gen bildet der Beschluss Nr. 1855/2006/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 über
das Programm „Kultur“ (2007-2013) (1) (im Folgenden „das
Programm“).

2. Ziele und Beschreibung

Das Programm steht im Kontext des fortlaufenden Engagements
der Europäischen Union, durch den Ausbau der kulturellen
Zusammenarbeit zwischen Kulturschaffenden, Kulturakteuren
und kulturellen Einrichtungen der am Programm teilnehmenden
Länder zur Förderung des gemeinsamen europäischen Kultur-
raums, der auf einem gemeinsamen kulturellen Erbe gründet,
beizutragen und damit die Entstehung einer Unionsbürgerschaft
zu begünstigen.

Das Programm sieht eine gemeinschaftliche Förderung in Form
von „Sondermaßnahmen“ vor; in diesem Rahmen kann die
Zusammenarbeit mit Drittländern und internationalen Organisa-
tionen unterstützt werden.

Das Programm ermöglicht insbesondere die Zusammenarbeit
mit weiteren Drittländern, die mit der Europäischen Gemein-
schaft Assoziations- oder Kooperationsabkommen geschlossen
haben, sofern diese einen Kulturteil enthalten, und zwar auf der
Grundlage der Bereitstellung zusätzlicher Mittel und spezifischer
zu vereinbarender Modalitäten.

3. Gegenstand der Aufforderung zur Einreichung von
Vorschlägen

Um die Ziele des Programms zu erreichen, sollen mit die-
ser Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen kulturelle

Kooperationsprojekte gefördert werden, die auf den Kulturaus-
tausch zwischen den an dem Programm teilnehmenden Ländern
und dem ausgewählten Drittland Brasilien abzielen.

Die Kooperationsprojekte sind zweijährig (2008-2010) und
umfassen die kulturelle Zusammenarbeit mit den Organisatio-
nen des ausgewählten Drittlandes und/oder in Brasilien durchge-
führte kulturelle Aktivitäten.

Die Exekutivagentur Bildung, Audiovisuelles und Kultur (im Fol-
genden „die Exekutivagentur“) ist für die Durchführung dieser
Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen zuständig.

4. Finanzrahmen und Projektlaufzeit

Die verfügbaren Finanzmittel für diese Aufforderung zur Einrei-
chung von Vorschlägen belaufen sich auf 1 Mio. EUR.

Die gemeinschaftliche Kofinanzierung darf 50 % der gesamten
förderfähigen Kosten des jeweiligen Projekts nicht überschreiten
(mit einem Höchstbetrag von 200 000 EUR je Projekt).

Die maximale Projektlaufzeit beträgt 24 Monate.

5. Förderfähigkeits- und Auswahlkriterien

Förderfähige Bewerber sind öffentliche oder private Einrichtun-
gen mit Rechtsstatus, deren Hauptaktivität im Kulturbereich
angesiedelt ist, und die eine mindestens zweijährige Erfahrung in
der Konzeption und Durchführung von kulturellen Projekten
auf internationaler Ebene und insbesondere in Brasilien nachwei-
sen können. Diese Organisationen müssen sich an der Konzep-
tion und Durchführung des Projekts beteiligen und einen realen
und bedeutenden finanziellen Beitrag zur Projektfinanzierung
leisten, nämlich mindestens 50 % der gesamten Finanzmittel für
das Projekt.
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Die Organisationen müssen ihren eingetragenen Sitz in einem
der am Programm teilnehmenden Länder haben (1). Sie müssen
außerdem über eine finanzielle und operative Kapazität verfü-
gen, die ihnen die vollständige Durchführung der Kooperations-
projekte erlaubt.

Förderfähig sind zweijährige kulturelle Kooperationsprojekte, an
denen sich mindestens drei (3) Kulturveranstalter aus mindestens
drei (3) verschiedenen förderfähigen Ländern beteiligen. Damit
ein Projekt förderfähig ist, muss mindestens ein assoziierter Part-
ner aus Brasilien beteiligt sein. Grundlage der Kooperation muss
eine von den europäischen Kulturveranstaltern und assoziierten
Partnern in Brasilien unterzeichnete Partnerschaftserklärung
sein. Mindestens 50 % der im Rahmen der kulturellen Koopera-
tionsprojekte vorgesehenen Maßnahmen sind im Hoheitsgebiet
des betreffenden Drittlands (Brasilien) durchzuführen. Koopera-
tionsprojekte mit assoziierten Partnern, deren Sitz in Brasilien
eingetragen ist, könnten Vorrang erhalten.

6. Vergabekriterien

Die Gewährung einer Finanzhilfe ist nicht nur von der Prüfung
der Förderfähigkeits-, Ausschluss- und Auswahlkriterien abhän-
gig. Beschlussgrundlage sind die Vergabekriterien.

Vergabekriterien sind:

1. der Umfang, in dem das Projekt einen wirklichen zusätzli-
chen europäischen Nutzen schaffen kann;

2. der Umfang, in dem das Projekt eine konkrete Dimension
der internationalen Kooperation erzeugen kann;

3. die Qualität der Partnerschaft zwischen den europäischen
Kulturveranstaltern und den assoziierten Partnern in dem
ausgewählten Drittland;

4. der Grad, in dem das Projekt ein geeignetes Maß an Innova-
tion und Kreativität demonstrieren kann;

5. der Grad, in dem die Aktivitäten dauerhafte Auswirkungen
erzielen können; und

6. der Umfang, in dem die Ergebnisse der vorgeschlagenen Akti-
vitäten angemessen vermittelt und durch Werbung gefördert
werden (Sichtbarkeit).

7. Frist für die Einreichung der Anträge

1. Juni 2008.

8. Weitere Informationen

Die zugehörige Leistungsbeschreibung ist Bestandteil dieser Auf-
forderung zur Einreichung von Vorschlägen EACEA/05/08. Die
Anträge müssen den Vorgaben in der Leistungsbeschreibung
entsprechen und auf den hierfür vorgesehenen Antragsformula-
ren eingereicht werden.

Die Leistungsbeschreibung, das Antragspaket und sämtliche dazu
gehörigen Formblätter sind auf der Website der Exekutivagentur
Bildung, Audiovisuelles und Kultur unter folgender Adresse ver-
fügbar: http://eacea.ec.europa.eu
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(1) Die 27 Mitgliedstaaten der Europäischen Union; die EWR-Länder
(Island, Lichtenstein, Norwegen); die Beitrittskandidaten (Kroatien,
die Ehemalige Jugoslawische Republik Mazedonien und die Türkei);
Serbien.



Aufruf zur Einreichung von Vorschlägen — Zeitnahe monatliche Indikatoren für den globalen und
regionalen Handel

(2008/C 71/03)

1. KONTEXT

Die Europäische Kommission ruft zur Einreichung von Vorschlägen (Ref.: ECFIN/A/2008/002) für die
monatliche Erstellung zeitnaher Indikatoren für die Entwicklung des globalen und regionalen Handels auf.
Die globalen Indikatoren werden nach dem „Bottom-up“-Verfahren aus den regionalen Indikatoren erstellt.
Die regionale Ebene umfasst alle EU-Mitgliedstaaten und die Kandidatenländer.

Die Indikatoren für den globalen Handel werden grundlegende Eckpunkte für die zeitnahe Bewertung der
Weltkonjunktur sein. Mit ihrer Hilfe sollen auch die Bewertung und die Prognose der Handelsentwicklung
sowie die BIP-Prognosen für Länder und Regionen außerhalb der EU im Rahmen der Voll- und Zwischen-
prognosen der Kommission verbessert werden.

Die regionalen Indikatoren werden von der Kommission für die zeitnahe monatliche Messung der Exportleis-
tung der EU, des Euro-Raums und der einzelnen Mitgliedstaaten verwendet werden. Die Exportleistung
wurde bisher nicht mit dieser Häufigkeit gemessen. Solche Messungen werden ein äußerst nützliches Instru-
ment der wirtschaftspolitischen Überwachung im Rahmen der WWU sowohl für Mitgliedstaaten, die dem
Euro-Raum bereits angehören, als auch für künftige Mitgliedstaaten des Euro-Gebiets sein.

Die Zusammenarbeit erfolgt im Rahmen einer auf vier Jahre angelegten Partnerschaftsrahmenvereinbarung
zwischen der Kommission und einem Institut.

2. ZWECK DER MASSNAHME UND LEISTUNGSBESCHREIBUNG

2.1. Ziele

Es soll ein relativ homogener und vollständiger Satz von Variablen für den regionalen Handel erstellt werden,
die zusammen genommen die gesamte Welt abdecken. Der Variablensatz muss kurzfristig verfügbar sein,
um europäischen politischen Entscheidungsträgern mögliche Änderungen der Stärke des externen Umfelds
oder etwaige Schwierigkeiten einzelner Mitgliedstaaten im Bereich der Wettbewerbsfähigkeit aufzuzeigen. Bei
dem Variablensatz handelt es sich nicht um Statistiken im strengen Sinne, da viele fehlende Daten geschätzt
werden müssen.

2.2. Technische Spezifikationen

2.2.1. Zeitplan und Ergebnisübermittlung

Die Ergebnisse müssen der Kommission monatlich (per E-Mail) spätestens am 25sten des Monats über-
mittelt werden. Bei den Ergebnissen handelt es sich um einen aktualisierten Satz monatlicher Zeitreihen,
die vorzugsweise im Januar 1991 beginnen sollten. Die Zeitreihen für den 25sten des Monats t müssen
im Monat t – 2 geliefert werden. Beispiel: Ergebnisse mit dem Enddatum September müssen spätestens am
25. November bei der Kommission eingehen.

2.2.2. Inhalt der Ergebnisse

Die Ergebnisse sollten für die nachstehend angegebenen Länder und Regionen folgende Variablen enthalten:

— Ausfuhr- und Einfuhrwerte (in jeweiligen Euro),

— Ausfuhr- und Einfuhrpreise (Euro-Preise),

— Ausfuhr- und Einfuhrvolumen (in konstanten Euro),

— einen Index der Industrieproduktion,

— (optional) BIP in Volumen.

Fehlen Handelswerte und Preise, müssen diese geschätzt werden. Handelsvolumen müssen auf der Grundlage
von Handelswerten und Preisen berechnet werden. Zur Verwendung von Preisvariablen: Sofern vorhanden,
sollte echten Preisindizes gegenüber Durchschnittswertindizes, die eine systematische Abweichung aufgrund
ihrer Zusammensetzung aufweisen, der Vorzug gegeben werden. Alle Reihen müssen saisonbereinigt und
nach Möglichkeit arbeitstagbereinigt sein.

18.3.2008C 71/4 Amtsblatt der Europäischen UnionDE



Einzubeziehen sind folgende Länder und Regionen:

— die einzelnen EU-Mitgliedstaaten und die einzelnen Kandidatenländer (hier muss eine flexible Definition
zum Tragen kommen: bei jeder Neueinstufung als Kandidatenland muss das jeweilige Land der Stich-
probe hinzugefügt werden),

— flexible Aggregatwerte für das Euro-Gebiet und die EU,

— die Welt,

— die einzelnen Drittländer oder Regionen, die in Tabelle 56 des statistischen Anhangs des Prognosepapiers
der Kommission aufgeführt sind

(http://ec.europa.eu/economy_finance/publications/european_economy/2007/economic_forecast_au-
tumn2007.pdf).

Dieser Liste sollte Folgendes hinzugefügt werden:

— „Sonstiges Asien“ = Asien ohne Japan, die Länder des Mittleren Ostens, China, Hongkong und Korea,

— „Sonstiges Lateinamerika“ = Lateinamerika ohne Brasilien und Mexiko.

3. ADMINISTRATIVE BESTIMMUNGEN UND DAUER

3.1. Administrative Bestimmungen

Das Institut wird für eine Höchstdauer von 4 Jahren ausgewählt. Die Kommission möchte mit den erfolg-
reichen Antragstellern eine langfristige Zusammenarbeit aufbauen. Zu diesem Zweck wird zwischen den Par-
teien eine vier Jahre geltende Partnerschaftsrahmenvereinbarung geschlossen. Im Rahmen dieser Partner-
schaftsrahmenvereinbarung, in der die gemeinsamen Ziele und die Art der geplanten Maßnahmen festgelegt
sind, können vier einzelne Finanzhilfevereinbarungen mit einer Laufzeit von jeweils einem Jahr geschlossen
werden. Die erste dieser Einzelvereinbarungen gilt von Juni 2008 bis Mai 2009 (dies bedeutet, dass die ersten
Ergebnisse am 25. Juni 2008 und die letzten Ergebnisse am 25. Mai 2009 geliefert werden müssen).

3.2. Dauer

Jede Finanzhilfevereinbarung erstreckt sich auf die Erstellung von 12 monatlichen Indikatorsätzen. Die Dauer
der Maßnahme darf nicht mehr als 12 Monate betragen.

4. FINANZRAHMEN

4.1. Herkunft der Gemeinschaftsmittel

Die ausgewählten Maßnahmen werden aus der Haushaltslinie 01 02 02 — „Koordinierung und Überwa-
chung der Wirtschafts- und Währungsunion“ finanziert.

4.2. Geschätzter Gesamtbetrag der verfügbaren Gemeinschaftsmittel

Das jährliche vorläufige Gesamtbudget für diese Maßnahme in der Zeit von Juni 2008 bis Mai 2009 beläuft
sich auf 50 000 EUR.

4.3. Prozentualer Anteil der Gemeinschaftsmittel

Der Beitrag der Gemeinschaft zur gemeinsamen Finanzierung darf 50 % der förderfähigen Aufwendungen
des Vertragspartners für die Erstellung des Datensatzes nicht übersteigen. Der Anteil der Gemeinschaftsfinan-
zierung wird von der Kommission festgelegt.

4.4. Finanzierung der Maßnahmen durch den Empfänger und förderfähige Aufwendungen

Der Empfänger muss für das Jahr 1 eine auf Euro lautende detaillierte Aufstellung der geschätzten Kosten
und die Finanzierung der Maßnahme vorlegen. Auf Aufforderung der Kommission ist auch eine detaillierte
Kostenaufstellung für die Jahre 2, 3 und 4 der Partnerschaftsrahmenvereinbarung vorzulegen.
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Der bei der Kommission beantragte Betrag der Finanzhilfe wird auf die nächste Zehnerstelle gerundet. Diese
Aufstellung wird der Einzelvereinbarung als Anhang angefügt. Die Kommission kann die darin angegebenen
Zahlen für Prüfungen heranziehen.

Förderfähig sind nur Kosten, die nach Unterzeichnung der Einzelvereinbarung durch alle Parteien angefallen
sind. In Ausnahmefällen kann von dieser Regelung abgewichen werden, doch dürfen die Kosten in keinem
Fall vor der Antragstellung entstanden sein. Sachleistungen sind keine förderfähigen Aufwendungen.

4.5. Zahlungsmodalitäten

Der Empfänger kann vier Monate nach Lieferung der Ergebnisse einen Antrag auf eine Zwischenzahlung von
maximal 40 % des Höchstbetrags der Finanzhilfe stellen. Diesem Antrag sind eine Zwischenabrechnung der
tatsächlich angefallenen Kosten und eine ausführliche Kostenaufstellung für den Zeitraum Juni-September
beizufügen.

Der Antrag auf Zahlung des Restbetrags ist zusammen mit der Endabrechnung der tatsächlich angefallenen
Kosten und einer detaillierten Kostenaufstellung für den Zeitraum Oktober-Mai binnen zwei Monaten nach
Abschluss der Maßnahme einzureichen.

Voraussetzung für den Antrag auf Zwischenzahlung und den Antrag auf Zahlung des Restbetrags ist die
fristgerechte Übermittlung des geforderten Datensatzes.

Die Höhe der Zwischen- und der Endzahlung wird auf der Grundlage der tatsächlich angefallenen förderfähi-
gen Kosten bestimmt. Als förderfähig gelten nur die Aufwendungen, die sich anhand des Buchführungssys-
tems des Empfängers nachvollziehen und feststellen lassen.

4.6. Unteraufträge

Die Vergabe von Unteraufträgen ist nicht zulässig.

4.7. Gemeinsame Vorschläge

Bei gemeinsamen Vorschlägen müssen die Aufgaben und der jeweilige finanzielle Beitrag aller an dem
gemeinsamen Vorschlag Beteiligten eindeutig festgelegt sein. Alle Beteiligten müssen sämtliche Unterlagen
beibringen, die für die Beurteilung des Gesamtvorschlags anhand der Ausschluss-, Auswahl- und Zuschlags-
kriterien (siehe Nummern 5, 6 und 7), die für ihre jeweiligen Aufgaben gelten, erforderlich sind.

Einer der Beteiligten übernimmt die Rolle des Koordinators, was bedeutet, dass er:

— gegenüber der Kommission die Gesamtverantwortung für die Partnerschaft übernimmt,

— die Tätigkeiten der anderen Beteiligten kontrolliert,

— für die Gesamtkohärenz und fristgerechte Übermittlung des Datensatzes sorgt,

— die Unterzeichnung des Vertrags zentral verwaltet und der Kommission den von allen Teilnehmern ord-
nungsgemäß unterzeichneten Vertrag übermittelt (Vollmacht ist möglich),

— die Finanzbeiträge der Kommission zentral verwaltet und die entsprechenden Zahlungen an die Teilneh-
mer leistet,

— die Belege für die Ausgaben eines jeden Beteiligten sammelt und sie in einem Vorgang vorlegt.

5. FÖRDERKRITERIEN

5.1. Rechtsstatus der Antragsteller

Der Aufruf zur Einreichung von Angeboten richtet sich an Organisationen/Institute (juristische Personen),
die in einem der EU-Mitgliedstaaten Rechtsstatus besitzen. Die Antragsteller müssen nachweisen, dass sie
eine juristische Person sind, und zu diesem Zweck die Standardbescheinigung über ihre Rechtspersönlichkeit
vorlegen.
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5.2. Ausschlussgründe

Von der Förderung ausgeschlossen sind (gemäß Artikel 93 und 94 der Haushaltsordnung für den Gesamt-
haushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften) Antragsteller:

a) die sich im Konkursverfahren, in Liquidation oder im gerichtlichen Vergleichsverfahren befinden oder ihre
gewerbliche Tätigkeit eingestellt haben oder sich aufgrund eines in den einzelstaatlichen Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften vorgesehenen gleichartigen Verfahrens in einer vergleichbaren Lage befinden;

b) die aufgrund eines rechtskräftigen Urteils aus Gründen bestraft worden sind, welche ihre berufliche
Zuverlässigkeit in Frage stellen;

c) die im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit eine schwere Verfehlung begangen haben, welche vom Auf-
traggeber nachweislich festgestellt wurde;

d) die ihrer Pflicht zur Entrichtung von Sozialversicherungsbeiträgen, Steuern oder sonstigen Abgaben nach
den Rechtsvorschriften des Landes ihrer Niederlassung, des Landes des öffentlichen Auftraggebers oder
des Landes der Auftragserfüllung nicht nachgekommen sind;

e) die rechtskräftig wegen Betrug, Korruption, Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung oder einer ande-
ren gegen die finanziellen Interessen der Gemeinschaften gerichteten Handlung verurteilt worden sind;

f) bei denen im Zusammenhang mit einem anderen Auftrag oder einer Finanzhilfe aus dem Gemeinschafts-
haushalt eine schwere Vertragsverletzung wegen Nichterfüllung ihrer vertraglichen Verpflichtungen festge-
stellt wurde;

g) die sich in einem Interessenkonflikt befinden;

h) die bei der Erteilung der verlangten Auskünfte unrichtige oder unvollständige Angaben gemacht haben.

Die Antragsteller müssen unter Verwendung des Standardvordrucks eine Erklärung abgeben, dass keiner der
unter 5.2 genannten Umstände auf sie zutrifft.

5.3. Verwaltungsrechtliche und finanzielle Sanktionen

1. Unbeschadet der Verhängung von in der Vereinbarung festgelegten Strafen werden Bewerber oder Bieter
und Auftragnehmer, die sich falscher Erklärungen oder der Nichterfüllung ihrer vertraglichen Verpflich-
tungen im Rahmen eines früheren Auftrags schuldig gemacht haben, für eine Höchstdauer von zwei Jah-
ren, gerechnet ab dem Zeitpunkt der Feststellung des Verstoßes, der in Rücksprache mit dem Auftragneh-
mer zu bestätigen ist, von aus dem Gemeinschaftshaushalt finanzierten Aufträgen oder Finanzhilfen aus-
geschlossen.

Bei Rückfälligkeit innerhalb von fünf Jahren nach dem ersten Verstoß kann die Ausschlussdauer auf drei
Jahre heraufgesetzt werden.

Gegen Antragsteller oder Bieter, die sich falscher Erklärungen schuldig gemacht haben, werden außerdem
finanzielle Sanktionen in Höhe von 2 bis 10 % des Gesamtwerts des zu vergebenden Auftrags verhängt.

Gegen Auftragnehmer, die sich der Nichterfüllung ihrer vertraglichen Verpflichtungen schuldig gemacht
haben, werden ebenfalls finanzielle Sanktionen in Höhe von 2 bis 10 % des Gesamtwerts des fraglichen
Auftrags verhängt. Im Wiederholungsfall innerhalb von fünf Jahren nach dem ersten Verstoß kann dieser
Satz auf 4 bis 20 % angehoben werden.

2. In den unter Nummer 5.2 Buchstaben a, c und d genannten Fällen werden Antragsteller oder Bieter für
eine Dauer von höchstens zwei Jahren, gerechnet ab dem Zeitpunkt der Feststellung des Verstoßes, nach
Anhörung des Auftragnehmers von Aufträgen und Finanzhilfen ausgeschlossen.
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In den unter Nummer 5.2 Buchstaben b und e genannten Fällen werden Antragsteller oder Bieter für eine
Dauer von mindestens einem Jahr und höchstens vier Jahren, gerechnet ab der Notifizierung des Gerichts-
urteils, von Aufträgen und Finanzhilfen ausgeschlossen.

Im Wiederholungsfall innerhalb von fünf Jahren nach dem ersten Verstoß oder der ersten rechtskräftigen
Verurteilung kann die Ausschlussdauer auf fünf Jahre heraufgesetzt werden.

3. Zu den unter Nummer 5.2 Buchstabe e genannten Fällen gehören:

a) Fälle von Betrug gemäß Artikel 1 des mit dem Rechtsakt des Rates vom 26. Juli 1995 ausgearbeiteten
Übereinkommens über den Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften;

b) Fälle von Korruption gemäß Artikel 3 des mit dem Rechtsakt des Rates vom 26. Mai 1997 ausgearbei-
teten Übereinkommens über die Bekämpfung der Bestechung, an der Beamte der Europäischen
Gemeinschaften oder der Mitgliedstaaten der Europäischen Union beteiligt sind;

c) Fälle der Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung gemäß Artikel 2 Absatz 1 der gemeinsamen
Maßnahme 98/733/JAI des Rates (ABl. L 351 vom 29.12.1998, S. 1);

d) Fälle von Geldwäsche gemäß Artikel 1 der Richtlinie 91/308/EWG des Rates (ABl. L 166 vom
28.6.1991, S. 77).

6. AUSWAHLKRITERIEN

Die Antragsteller müssen über solide Finanzierungsmöglichkeiten verfügen, die ausreichen, ihre Tätigkeit
während der gesamten Laufzeit der Maßnahme sicherzustellen. Sie müssen ferner über die nötigen Fach-
kenntnisse und beruflichen Qualifikationen verfügen, um die geplante Aktion bzw. das Arbeitsprogramm
durchführen zu können.

6.1. Finanzielle Leistungsfähigkeit des Antragstellers

Die Antragsteller müssen finanziell in der Lage sein, die geplante Maßnahme durchzuführen, und müssen
ihre Bilanz sowie ihre Gewinn- und Verlustrechnung für die letzten beiden abgeschlossenen Geschäftsjahre
vorlegen.

Bei öffentlichen Einrichtungen und internationalen Organisationen wird hiervon abgesehen.

6.2. Operative Leistungsfähigkeit der Antragsteller

Die Antragsteller müssen operativ in der Lage sein, die geplante Maßnahme durchzuführen, und entspre-
chende Nachweise hierfür vorlegen.

Die Befähigung der Bewerber wird anhand folgender Kriterien beurteilt:

— mindestens dreijährige nachweisliche Erfahrung mit der Erstellung ähnlicher Indikatoren,

— nachweisliche Erfahrung mit der Erstellung von Indikatoren für den internationalen Handel und mit der
Bearbeitung methodischer Fragen (saisonale Bereinigung, arbeitstägliche Bereinigung, Aggregierung,
Schätzmethodik für fehlende Werte und Deflatoren usw.).

7. VERGABEKRITERIEN

Die Aufträge werden nach folgenden Kriterien vergeben:

— Fachkenntnisse und Erfahrung auf dem Gebiet der Erstellung von Indikatoren für den internationalen
Handel,

— Wirksamkeit der vorgeschlagenen Methodik, einschließlich folgender Aspekte: saisonale Bereinigung,
arbeitstägliche Bereinigung, Deflation, Aggregierung und Schätzmethodik für fehlende Werte und Defla-
toren,

— Effizienz der Arbeitsorganisation des Bewerbers in Bezug auf Flexibilität, Infrastruktur, qualifizierte Mitar-
beiter und Strukturen zur Durchführung der Arbeiten, zur Meldung der Ergebnisse und für die Kontakte
mit der Kommission.

Die obigen Kriterien werden wie folgt gewichtet: 40 %, 40 % und 20 %.
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8. PRAKTISCHER ABLAUF

8.1. Erstellung und Einreichung der Vorschläge

Die Vorschläge müssen das ordnungsgemäß ausgefüllte und unterzeichnete Standardformular für Finanzhil-
feanträge sowie alle darin genannten Nachweise umfassen.

Alle Vorschläge müssen aus drei Teilen bestehen:

— verwaltungstechnischer Teil,

— fachlicher Teil,

— finanztechnischer Teil.

Bei der Kommission sind folgende Standardformulare erhältlich:

— Standard-Finanzhilfeantrag,

— Standardkostenaufstellung,

— Standardformblatt für Finanzangaben,

— Standardformblatt zur Rechtsform,

— Standarderklärung über die Teilnahmeberechtigung,

sowie Unterlagen zu finanziellen Aspekten der Finanzhilfe:

— Muster der Partnerschaftsrahmenvereinbarung,

— Muster der Einzelvereinbarung.

Sie können:

a) unter nachstehender Internetadresse heruntergeladen:

http://ec.europa.eu/economy_finance/procurements_grants/call4proposals11919_en.htm

oder

b) schriftlich bei der Kommission beantragt werden:

Europäische Kommission
Generaldirektion Wirtschaft und Finanzen
Referat ECFIN-A-4 (Prognosen und Wirtschaftslage)
Aufruf zur Einreichung von Vorschlägen — ECFIN/A/2008/002
BU-1 — 3/183
B-1049 Brüssel
E-Mail: ECFIN-A4-CALL-TRADE-INDICATORS@ec.europa.eu

Bitte unbedingt angeben: „Aufruf zur Einreichung von Vorschlägen — ECFIN/A/2008/002“

Die Vorschläge sind in einer Amtssprache der Europäischen Gemeinschaft, ggf. mit englischer, französischer
oder deutscher Übersetzung, einzureichen.

Jede Bewerbung muss ein unterzeichnetes Original und drei Kopien enthalten; diese bitte nicht zusammen-
heften. Dies erleichtert die Vorbereitung der Kopien/Unterlagen für den Auswahlausschuss.

Der Vorschlag ist in doppeltem Umschlag verschlossen einzusenden.

Der äußere Umschlag ist mit der unter Nummer 8.3 angegebenen Anschrift zu versehen.

Der innere verschlossene Umschlag enthält den Vorschlag und trägt den Vermerk „Appel à propositions —
ECFIN/A/2008/002 — à ne pas ouvrir par le service courrier“ (Aufruf zur Einreichung von Vorschlägen —

ECFIN/A/2008/002, nicht von der Poststelle zu öffnen).

Die Kommission wird den Bewerbern den Eingang der Unterlagen bestätigen.
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8.2. Inhalt der Vorschläge

8.2.1. Verwaltungstechnischer Teil

Der verwaltungstechnische Teil des Vorschlags muss Folgendes enthalten:

— den ordnungsgemäß unterzeichneten Standard-Finanzhilfeantrag,

— das ordnungsgemäß ausgefüllte und unterzeichnete Standardformblatt zur Rechtsform sowie den gefor-
derten Nachweis über den Rechtsstatus der Organisation bzw. des Instituts,

— das ausgefüllte und unterzeichnete Standardformblatt mit Finanzangaben,

— die unterzeichnete Standarderklärung des Bewerbers zu seiner Teilnahmeberechtigung,

— das Organigramm der Organisation bzw. des Instituts, unter Angabe der Namen und Funktionen der
Geschäftsleitung und der für die die Erstellung der Indikatoren und die Lieferung der geforderten Ergeb-
nisse zuständigen Stelle,

— Nachweis einer soliden Finanzlage: Bilanzen sowie Gewinn- und Verlustrechnungen für die beiden letzten
abgeschlossenen Geschäftsjahre.

8.2.2. Fachlicher Teil

Der fachliche Teil des Vorschlags muss Folgendes enthalten:

— eine Beschreibung der Tätigkeit des Instituts, die eine Bewertung der Kompetenz sowie des Umfangs und
der Dauer der Erfahrungen auf den unter Nummer 6.2 genannten Gebieten ermöglicht. Aufgeführt wer-
den sollten einschlägige Studien, Dienstleistungsaufträge, Beratungstätigkeiten, Umfragen, Veröffentli-
chungen und sonstige frühere Arbeiten, unter Angabe des Namens der Kunden und unter Hinweis auf
Arbeiten, die für Rechnung der Europäischen Kommission durchgeführt wurden. Außerdem sollten die
relevantesten Studien und/oder Ergebnisse beigefügt werden,

— eine ausführliche Beschreibung der betrieblichen Organisation für die Erstellung des Datensatzes. Beige-
fügt werden sollten Belege über die Infrastruktur, Einrichtungen, Mittel und Qualifikation der Mitarbeiter
(Kurzlebensläufe der für die Erstellung des Datensatzes wichtigsten Mitarbeiter), die dem Antragsteller
zur Verfügung stehen,

— eine genaue Beschreibung der Methodik: Datenquellen, saisonale Bereinigung, arbeitstägliche Bereinigung,
Deflation, Aggregierung und Schätzmethodik für fehlende Werte und Deflatoren.

8.2.3. Finanztechnischer Teil

Der finanztechnische Teil des Vorschlags muss Folgendes enthalten:

— Eine ordnungsgemäß ausgefüllte ausführliche Standardkostenaufstellung (in Euro) über einen Zeitraum
von 12 Monaten, mit einem Finanzierungsplan für die betreffende Maßnahme und einer detaillierten
Aufgliederung der förderfähigen Gesamt- und Stückkosten für die Erstellung des Datensatzes,

— gegebenenfalls eine Bescheinigung über die Befreiung von der Mehrwertsteuerpflicht,

— gegebenenfalls eine Bescheinigung über den finanziellen Beitrag anderer Organisationen (Kofinan-
zierung).

8.3. Anschrift und Einsendeschluss für die Vorschläge

Interessenten werden gebeten, ihre Vorschläge an die Europäische Kommission zu richten.

Die Vorschläge können übermittelt werden:

a) entweder per Einschreiben oder privatem Zustelldienst bis spätestens 11. April 2008. Als Absendedatum
gilt das Datum des Poststempels bzw. des Übernahmescheins des Zustelldienstes.

Anschrift bei Übermittlung per Einschreiben:

Europäische Kommission
Generaldirektion Wirtschaft und Finanzen
z. Hd. Herrn Johan VERHAEVEN
Aufruf zur Einreichung von Vorschlägen — ECFIN/A/2008/002
Referat R2, Büro BU-1 — 3/13
B-1049 Brüssel
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Anschrift bei Übermittlung mit privatem Zustelldienst:

Europäische Kommission
Generaldirektion Wirtschaft und Finanzen
z. Hd. Herrn Johan VERHAEVEN
Aufruf zur Einreichung von Vorschlägen — ECFIN/A/2008/002
Referat R2, Büro BU-1 — 3/13
Avenue du Bourget 1-3
B-1140 Brüssel (Evere);

b) oder durch Hinterlegung bei der zentralen Poststelle der Europäischen Kommission (eigenhändige Abgabe
oder Übermittlung durch einen Bevollmächtigten, z. B. einen privaten Kurierdienst) unter folgender
Anschrift:

Europäische Kommission
Generaldirektion Wirtschaft und Finanzen
z. Hd. Herrn Johan VERHAEVEN
Aufruf zur Einreichung von Vorschlägen — ECFIN/A/2008/002
Referat R2, Büro BU-1 — 3/13
Avenue du Bourget 1-3
B-1140 Brüssel (Evere)

bis spätestens 11. April 2008 16:00 Uhr (Ortszeit Brüssel). Als Nachweis gilt in diesem Falle die von einem
Beamten der oben genannten Dienststelle datierte und unterzeichnete Empfangsbescheinigung.

9. BEARBEITUNG DER EINGEGANGENEN VORSCHLÄGE

Sämtliche Vorschläge werden zunächst auf die formale Erfüllung der Zulassungskriterien geprüft.

Die zugelassenen Vorschläge werden anhand der oben genannten Zuschlagskriterien bewertet.

Das Auswahlverfahren wird im April/Mai 2008 stattfinden. Hierzu wird ein Auswahlausschuss eingesetzt,
der dem Generaldirektor für Wirtschaft und Finanzen untersteht. Dem Ausschuss gehören mindestens drei
Personen aus mindestens zwei Referaten an, zwischen denen keine hierarchische Beziehung besteht. Der
Ausschuss verfügt über ein eigenes Sekretariat, das für die Kontakte mit den erfolgreichen Antragstellern
zuständig ist. Antragsteller, die nicht berücksichtigt wurden, werden einzeln benachrichtigt.

10. WICHTIGE HINWEISE

Die vorliegende Aufforderung beinhaltet keinerlei vertragliche Verpflichtung der Europäischen Kommission
gegenüber den Instituten, die einen Vorschlag einreichen. Mitteilungen im Zusammenhang mit der vorliegen-
den Aufforderung bedürfen der Schriftform.

Die Teilnehmer werden auf die Vertragsbestimmungen verwiesen, die im Falle des Zuschlags Anwendung
finden.

Ihre personenbezogenen Daten können zur Wahrung der finanziellen Interessen der Gemeinschaften inter-
nen Auditdiensten, dem Europäischen Rechnungshof, dem Fachgremium für finanzielle Unregelmäßigkeiten
und/oder dem Europäischen Amt für Betrugsbekämpfung (OLAF) übermittelt werden.

Die Daten von Wirtschaftsteilnehmern, auf die einer der in den Artikeln 93, 94 und 96 Absatz 1
Buchstabe b und Absatz 2 Buchstabe a der Haushaltsordnung aufgeführten Fälle zutrifft, können in eine
zentrale Datenbank aufgenommen und an autorisierte Personen bei der Kommission sowie bei anderen
Organen, Agenturen, Behörden und Gremien gemäß Artikel 95 Absätze 1 und 2 der Haushaltsordnung wei-
tergeleitet werden. Dies gilt auch für die Personen, die diese Wirtschaftsteilnehmer vertreten, Entscheidungen
für sie treffen oder Kontrolle über sie ausüben. Alle Wirtschaftsteilnehmer, die in die Datenbank aufge-
nommen werden, haben auf Antrag beim Rechnungsführer der Kommission Anspruch darauf, über die sie
betreffenden Daten informiert zu werden.
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EUROPÄISCHES AMT FÜR PERSONALAUSWAHL (EPSO)

BEKANNTMACHUNG DES ALLGEMEINEN AUSWAHLVERFAHRENS EPSO/AD/127-128/08

(2008/C 71/04)

Das Europäische Amt für Personalauswahl (EPSO) führt die allgemeinen Auswahlverfahren

— EPSO/AD/127/08 — Nuklearinspektion und Kerntechnik,

— EPSO/AD/128/08 — Kernforschung auf den Gebieten kerntechnische Anlagen, Strahlenschutz und
Kerntechnik

zur Einstellung von AD-Beamtinnen und -Beamten (AD5) bulgarischer, zyprischer, tschechischer, estnischer,
ungarischer, litauischer, lettischer, maltesischer, polnischer, rumänischer, slowakischer oder slowenischer
Staatsbürgerschaft durch.

Die Bekanntmachung des Auswahlverfahrens wird ausschließlich in deutscher, englischer und französischer
Sprache im Amtsblatt der Europäischen Union C 71 A vom 18. März 2008 veröffentlicht.

Weitere Informationen sind auf der EPSO-Webseite: http://europa.eu/epso verfügbar.
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VERFAHREN ZUR DURCHFÜHRUNG DER GEMEINSAMEN HANDELSPOLITIK

KOMMISSION

Bekanntmachung über das bevorstehende Außerkrafttreten bestimmter Antidumpingmaßnahmen

(2008/C 71/05)

1. Die Kommission gibt bekannt, dass die unten genannten Antidumpingmaßnahmen, sofern keine Über-
prüfung nach dem folgenden Verfahren eingeleitet wird, an dem in nachstehender Tabelle angegebenen
Tag außer Kraft treten werden, und zwar gemäß Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 1583/2006 des Rates
vom 23. Oktober 2006 zur Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Etha-
nolamin mit Ursprung in den Vereinigten Staaten von Amerika (1).

2. Verfahren

Die Gemeinschaftshersteller können einen schriftlichen Antrag auf Überprüfung stellen. Dieser Antrag
muß genügend Beweise dafür enthalten, daß das Dumping und die Schädigung im Falle des Außerkraft-
tretens der Maßnahmen wahrscheinlich anhalten oder erneut auftreten würden.

Sollte die Kommission eine Überprüfung der betreffenden Maßnahmen beschließen, so erhalten die Ein-
führer, die Ausführer, die Vertreter des Ausfuhrlandes und die Gemeinschaftshersteller Gelegenheit, die im
Überprüfungsantrag dargelegten Fakten zu ergänzen, zu widerlegen oder zu erläutern.

3. Frist

Die Gemeinschaftshersteller können nach der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung auf der vorge-
nannten Grundlage einen schriftlichen Antrag auf Überprüfung stellen, der der Europäischen Kommis-
sion, Generaldirektion Handel (Referat H-1), J-79 4/23, B-1049 Brüssel (2) spätestens drei Monate vor
dem in der untenstehenden Tabelle genannten Zeitpunkt vorliegen muß.

4. Diese Bekanntmachung ergeht nach Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 384/96 des Rates (3).

Ware Ursprungs- oder
Ausfuhrland/-länder Maßnahmen Rechtsgrundlage

Zeitpunkt des
Außerkraft-
tretens

Ethanolamin USA Antidumpingzoll Verordnung (EG) Nr. 1583/2006
des Rates (ABl. L 294 vom
25.10.2006, S. 2)

26.10.2008
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VERFAHREN ZUR DURCHFÜHRUNG DER WETTBEWERBSPOLITIK

KOMMISSION

STAATLICHE BEIHILFEN — DEUTSCHLAND

Staatliche Beihilfe C 9/08 (ex NN 8/08) — Sachsen LB

Aufforderung zur Stellungnahme gemäß Artikel 88 Absatz 2 des EG-Vertrags

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2008/C 71/06)

Mit Schreiben vom 27. Februar 2008, das nachstehend in der verbindlichen Sprachfassung abgedruckt ist,
hat die Kommission Deutschland von ihrer Entscheidung in Kenntnis gesetzt, wegen der obengenannten
Maßnahme das Verfahren nach Artikel 88 Absatz 2 des EG-Vertrags einzuleiten.

Alle Beteiligten können innerhalb eines Monats nach Veröffentlichung dieser Zusammenfassung und des
nachfolgenden Schreibens zu der Maßnahme, die Gegenstand des von der Kommission eingeleiteten Verfah-
rens ist, Stellung nehmen. Die Stellungnahmen sind an folgende Anschrift zu richten:

Europäische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Registratur Staatliche Beihilfen
Büro: SPA3, 6/5
B-1049 Brüssel
Fax (32-2) 296 12 42

Alle Stellungnahmen werden Deutschland übermittelt. Beteiligte, die eine Stellungnahme abgeben, können
unter Angabe von Gründen schriftlich beantragen, dass ihre Identität nicht bekannt gegeben wird.

ZUSAMMENFASSUNG

I. VERFAHREN

1. Seit dem 21. August 2007 erfolgte mehrfach ein Informa-
tionsaustausch zwischen Vertretern der Kommission und
Deutschlands. Darüber hinaus fanden mehrere Treffen
statt. In der Zeit vom 21. Januar bis zum 15. Februar
2008 meldete Deutschland die Maßnahmen als Rettungs-
und Umstrukturierungsbeihilfen bei der Kommission an.

II. SACHVERHALT

2. Begünstigte Einrichtung ist die Landesbank Sachsen
Girozentrale (nachstehend „Sachsen LB“ genannt) mit einer
Konzernbilanzsumme von 67,8 Mrd. EUR. Anteilseigner
der Sachsen LB sind der Freistaat Sachsen (rund 37 %)
sowie die Sachsen-Finanzgruppe (nachstehend „SFG“ ge-
nannt, rund 63 %), die acht sächsische Sparkassen mit der
Sachsen LB unter einem Holding-Dach verbindet. An der
SFG wiederum sind zu 77,6 % sächsische Kommunen und
zu 22,4 % der Freistaat Sachsen beteiligt.

3. Aufgrund der US-amerikanischen Subprime-Krise geriet
die Sachsen LB im August 2007 in erhebliche Liquiditäts-
schwierigkeiten, da sie die Refinanzierung einer ihrer
Zweckgesellschaften (Conduits) nicht mehr gewährleisten

konnte. Die anderen Landesbanken beschlossen, über
einen Poolvertrag, in dem sie sich verpflichteten, vom
Conduit begebene kurzfristige Schuldtitel im Werte von
bis zu 17,1 Mrd. EUR zu kaufen, die erforderlichen Mittel
bereitzustellen.

4. Eine Woche nach der Unterzeichnung des Poolvertrags
erlitt die Sachsen LB erneut Verluste in Höhe von
250 Mio. EUR, die auf Einlagen der Sachsen LB in zwei
stark fremdfinanzierte Hedge Fonds zurückzuführen
waren. Da aufgrund der ungünstigen Marktbedingungen
weitere Verluste zu befürchten waren, wurde beschlossen,
die Sachsen LB an die Landesbank Baden-Württemberg
(nachstehend „LBBW“ genannt) zu veräußern.

5. Nach intensiven Verhandlungen einigten sich die Parteien
auf einen Kaufpreis von 328 Mio. EUR. Ein strukturiertes
Investment-Portfolio in Höhe von 17,5 Mrd. EUR wurde
aus dem Verkauf herausgelöst und in ein neu gegründetes
Investmentvehikel überführt, für das der Freistaat Sachsen
eine Garantie in Höhe von 2,75 Mrd. EUR stellte. Für
diese Garantie wird eine Gebühr gezahlt. Die Liquidität
wird zu gleichen Teilen von der LBBW und allen anderen
Landesbanken bereitgestellt. Deutschland zufolge beruht
die Garantie auf einer Risikobewertung, die auch im
Base-case-Verlustszenario dem Grundsatz des marktwirt-
schaftlich handelnden Kapitalgebers genügt.
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III. BEIHILFERECHTLICHE WÜRDIGUNG

6. Auf der Grundlage der verfügbaren Informationen hat die
Kommission Zweifel, ob die Maßnahmen zugunsten der
Sachsen LB dem Grundsatz des marktwirtschaftlich han-
delnden Kapitalgebers gerecht werden. Es scheint deshalb
eine staatliche Beihilfe im Sinne des Artikels 87 Absatz 1
des EG-Vertrags vorzuliegen.

7. Im jetzigen Stadium der Untersuchung bezweifelt die
Kommission außerdem, dass die Maßnahmen im Sinne
des Artikels 87 Absatz 3 Buchstabe c des EG-Vertrags als
mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar angesehen werden
können, da sie die in den Leitlinien der Gemeinschaft für
staatliche Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung
von Unternehmen in Schwierigkeiten festgelegten Voraus-
setzungen für solche Beihilfen nicht zu erfüllen scheinen.

DAS SCHREIBEN

„Die Kommission möchte Deutschland davon in Kenntnis set-
zen, dass sie nach Prüfung der Angaben Ihrer Behörden zu den
oben genannten Maßnahmen entschieden hat, das Verfahren
nach Artikel 88 Absatz 2 des EG-Vertrags einzuleiten.

1. VERFAHREN

(1) Am 21. August 2007 erging ein erstes Auskunftsersuchen
der Kommission an die deutschen Behörden mit der Bitte
um Erläuterungen der in Rede stehenden Sache. Diese
Erläuterungen übermittelten die deutschen Behörden mit
Schreiben vom 31. August 2007. Am 19. September
2007 fand ein Treffen zwischen Vertretern der Kommis-
sion und der deutschen Behörden statt. Am 24. September
2007 wurde ein zweites Auskunftsersuchen an die deut-
schen Behörden gerichtet, auf das die deutschen Behörden
mit Schreiben vom 23. Oktober 2007 reagierten.

(2) Am 7. Dezember 2007 wurde den deutschen Behörden
ein weiteres Auskunftsersuchen übermittelt, auf das die
deutschen Behörden mit Schreiben vom 14. Dezember
2007 antworteten. Am 17. Dezember 2007 trafen sich
Vertreter der deutschen Behörden und der Kommission zu
einer Besprechung. Am 10. Januar 2008 übermittelten die
deutschen Behörden weitere Auskünfte, die die Vertreter
der deutschen Behörden und der Kommission auf ihrem
Treffen vom 14. Januar 2008 erörterten. Weitere Informa-
tionen zu der Maßnahme übermittelten die deutschen
Behörden am 21. Januar, am 24. Januar und am 15. Febru-
ar 2008.

2. BESCHREIBUNG DER MASSNAHMEN

2.1. Begünstigter

(3) Begünstigte Einrichtung ist die jüngste aller deutschen Lan-
desbanken, die erst 1992 gegründete Landesbank Sachsen
Girozentrale (nachstehend ‚Sachsen LB‘ genannt) mit Sitz
in Leipzig, einer Konzernbilanzsumme von 67,8 Mrd. EUR
und Eigenmitteln in Höhe von 880 Mio. EUR im
Jahr 2006. Die Sachsen LB ist die Zentralbank der sächsi-
schen Sparkassen.

(4) Die Sachsen LB ist eines der öffentlich-rechtlichen Kredit-
institute in Deutschland, für die bis zum 18. Juli 2005 im
Rahmen der ‚Anstaltslast‘ und der ‚Gewährträgerhaftung‘
noch unbeschränkte staatliche Garantien galten, die dann
auf der Grundlage einer Reihe von Verständigungen zwi-
schen Deutschland und der Kommission abgeschafft wur-
den. Nach der Verständigung I vom 17. Juli 2001 durften
noch im Zuge des Bestandsschutzes (sogenanntes ‚Grandfa-
thering‘) für einen Übergangszeitraum neue Schuldver-
schreibungen mit einer Laufzeit bis zum 31. Dezember
2015 mit Absicherung durch die Gewährträgerhaftung
begeben werden (1).

(5) Als Geschäftsbank betreibt die Sachsen LB Bankgeschäfte
aller Art. Hierzu zählen alle Bankdienstleistungen, die die
Kommission in der Regel nach: 1. Privatkundengeschäft
(Produkte für Privatpersonen), 2. Firmenkundengeschäft
(mit getrennten Märkten für kleine und mittlere Unterneh-
men und Großunternehmen) und 3. Finanzmarktdienstleis-
tungen unterscheidet. In allen Marktsegmenten betrugen
die Anteile der Sachsen LB am nationalen Markt im
Jahr 2006 weniger als 1 %. In der Bilanzsumme entfallen
rund 70 % auf Finanzdienstleistungen und rund 20 % auf
das Firmenkundengeschäft, wobei mit ersteren die größten
Gewinne erzielt wurden.

(6) Anteilseigner der Sachsen LB waren der Freistaat Sachsen
(rund 37 %) sowie die Sachsen-Finanzgruppe (nachstehend
‚SFG‘ genannt, rund 63 %), die acht sächsische Sparkassen
mit der überregional agierenden Sachsen LB unter einem
Holding-Dach verbindet (2). An der SFG wiederum sind
zu 77,6 % sächsische Kommunen und zu 22,4 % der Frei-
staat Sachsen beteiligt. Am 26. August 2007 beschlossen
der Freistaat Sachsen und die SFG, die Sachsen LB an die
Landesbank Baden-Württemberg (nachstehend ‚LBBW‘ ge-
nannt) zu verkaufen.

(7) Am 26. Oktober 2007 wurde die Rechtsform der Sachsen
LB von einer Anstalt öffentlichen Rechts in eine Aktienge-
sellschaft umgewandelt. Am 31. Dezember 2007 sollte die
LBBW die Anteile der Sachsen LB übernehmen.

2.2. Anlass für die Maßnahmen

(8) Die Sachsen LB betreute über ihre für die internationalen
strukturierten Investments der Sachsen LB zuständige
Tochtergesellschaft, die Sachsen LB Europe plc, die Zweck-
gesellschaft Ormond Quay. Dieses bilanzneutrale Conduit
investierte in AAA geratete forderungsbesicherte Wertpa-
piere (‚asset-backed securities‘, nachstehend ‚ABS‘ genannt)
im Wert von 17,1 Mrd. EUR, darunter auch US-ameri-
kanische Subprime-Hypotheken mit einem Volumen von
[…] (*) EUR, und refinanzierte sich auf dem Markt
für kurzfristige Schuldtitel (‚Commercial Papers‘, nachste-
hend ‚CP‘ genannt). Die CP waren zu rund […] EUR auf
US-Dollar ausgestellt.

18.3.2008 C 71/15Amtsblatt der Europäischen UnionDE

(1) Weitere Ausführungen unter E 10/2000 im ABl. C 146 vom
19.6.2002, S. 6, und im ABl. C 150 vom 22.6.2002, S. 7, und
unter:
http://ec.europa.eu/comm/competition/state_aid/register/ii/by_ca-
se_nr_e2000_0000.html#10

(2) Ausführlichere Erläuterungen unter:
http://www.sachsen-finanzgruppe.de/de/Investor-Relations/Anteils-
eigner/index.html

(*) Einige Passagen in diesem Text wurden wegen des vertraulichen
Charakters der Informationen mit Auslassungspunkten in Klammern
versehen.



(9) Mitte August 2007 kamen erste Befürchtungen auf, dass
die Sachsen LB von der US-amerikanischen Subprime-Kri-
se betroffen sein könnte. Der Refinanzierungsmarkt trock-
nete in der Tat vollständig aus. Um Notverkäufe zu ver-
meiden, mussten die Liquiditätsengpässe dringend be-
hoben werden. Da die Sachsen LB jedoch keine Tochterge-
sellschaft in den USA besitzt, hatte sie keinen Zugang zu
der US-amerikanischen Federal Reserve (Zentrale Noten-
bank), um die erforderlichen Mittel aufzubringen.

(10) Am 17. August 2007 fanden Gespräche zwischen der
Sachsen LB, der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-
aufsicht (3) (nachstehend ‚BaFin‘ genannt), der Deutschen
Bundesbank, dem Deutschen Sparkassen- und Girover-
band (4) (nachstehend ‚DSGV‘ abgekürzt), dem sächsischen
Finanzministerium und der SFG statt. Es musste noch
während des Wochenendes eine Lösung für das Liquidi-
tätsproblem gefunden werden. Die Landesbanken traten in
Verhandlungen über die Bereitstellung der erforderlichen
Mittel ein und schlossen einen Poolvertrag, in dem sich
die Mitglieder des Pools dazu verpflichteten, von Ormond
Quay begebene CP im Werte von bis zu 17,1 Mrd. EUR
zu kaufen.

2.3. Liquiditätsfazilität

(11) Ein ‚Bankenpool‘ bestehend aus zehn deutschen Landes-
banken und der gemeinsam von den deutschen Landes-
banken und dem DSGV kontrollierten öffentlich-recht-
lichen DekaBank unterzeichnete einen Poolvertrag, mit
dem sich die Poolbanken verpflichteten, die von Ormond
Quay begebenen CP zu einem Gegenwert von bis zu
17,1 Mrd. EUR zu kaufen, wenn diese nicht auf dem
Markt platziert werden können (‚Ankaufsverpflichtung‘).

(12) Jede Poolbank erwirbt die entsprechenden CP in eigenem
Namen und auf eigene Rechnung. Eine gesamtschuldneri-
sche Haftung ist ausgeschlossen. Die Verpflichtung jeder
Poolbank zum Erwerb von CP ist auf die nachstehenden
Anteilsquoten beschränkt:

Bank Quote in % Betrag in
Mio. EUR

Landesbank Baden-Württemberg […] […]

HSH Nordbank AG […] […]

Bremer Landesbank […] […]

Norddeutsche Landesbank […] […]

Westdeutsche Landesbank AG […] […]

Landesbank Rheinland-Pfalz […] […]

Landesbank Hessen-Thüringen […] […]

Bayerische Landesbank […] […]

SaarLB […] […]

DekaBank […] […]

Landesbank Berlin AG […] […]

Insgesamt 100 17 064

(13) Die DekaBank übernahm rund […] des CP-Volumens. Der
Rest wurde von den anderen Banken übernommen, wobei
sich die Verteilung nach Größe und Eckdaten der einzel-
nen Landesbanken richtete. Nach den Deutschland vorlie-
genden Informationen hat der Bankenpool bis Januar 2008
im Rahmen des Poolvertrags CP in Höhe von insgesamt
[…] gezeichnet.

(14) Für den Ankauf der CP erhalten die Poolbanken als Vergü-
tung einen festgelegten Referenzzinssatz (EURIBOR bzw.
LIBOR je nach Herkunft der zugrunde liegenden Assets)
plus [… (50-150)] Basispunkte. Die Laufzeit der CP darf
einen Monat nicht überschreiten. Der Poolvertrag ist auf
einen Zeitraum von sechs Monaten beschränkt. Die An-
kaufsverpflichtung besteht nur für CP, für die eine Platzie-
rung an andere Investoren als die Poolbanken unter wirt-
schaftlichen Gesichtspunkten nicht möglich ist.

(15) Seit Oktober 2007 kaufen einige Investoren (vor allem
[… (Banken, die dem öffentlichen Sektor angehören)])
auch wieder CP, die nicht in Verbindung mit dem Poolver-
trag stehen und nicht an die für die Banken ungünstigen
Bedingungen des Poolvertrags gebunden sind, d. h. zu
einer Vergütung von weniger als [… (50-150)] Basis-
punkte, so dass der Poolvertrag seinen ursprünglichen
Zweck verloren hat. Der Poolvertrag endet am 23. Februar
2008. Eine Verlängerung ist nicht vorgesehen.

2.4. Verkauf der Sachsen LB

(16) Am 23. August 2007, d. h. eine Woche nach der Unter-
zeichnung des Poolvertrags, verzeichnete die Sachsen LB
Verluste in Höhe von 250 Mio. EUR, die auf Einlagen der
Sachsen LB in Höhe von […] EUR und […] EUR in zwei
stark fremdfinanzierte Hedge Fonds zurückzuführen
waren. Da der Marktwert der ABS aufgrund der durch die
Subprime-Krise ausgelösten Marktstörung gefallen war,
forderte die refinanzierende Bank die Sachsen LB auf,
mehr Eigenmittel nachzuschießen. Nach Verhandlungen
mit der betreffenden refinanzierenden Bank entschied sich
die Sachsen LB gegen eine Risikoerhöhung und somit
gegen weitere Kapitalzufuhren seitens der Sachsen LB.
Daraufhin machte die refinanzierende Bank von ihrem
vertraglichen Recht auf Veräußerung der ABS Gebrauch;
die Sachsen LB musste Investitionen in Höhe von insge-
samt 250 Mio. EUR abschreiben.

(17) Da die Verluste beim strukturierten Finanzportfolio der
Sachsen LB zu einem weiteren Verzehr des Eigenkapitals
der Sachsen LB hätten führen können, der ab einem be-
stimmten Umfang zur Folge gehabt hätte, dass die Ein-
haltung der bankaufsichtsrechtlichen Vorgaben über die
Unterlegung des Bankgeschäfts mit Eigenmitteln nicht
mehr gewährleistet gewesen wäre, mussten die Anteils-
eigner der Sachsen LB eine wirtschaftlich tragfähige
Lösung finden. Die Suche nach einem geeigneten Partner
hatte bereits 2005 begonnen. Im August 2007 wurden
Sondierungsgespräche mit Interessenten für einen Erwerb
der Sachsen LB geführt, auf die intensive Verhandlungen
mit mehreren interessierten Parteien folgten. Den Zuschlag
erhielt letztendlich die LBBW, da ihr Angebot, so Deutsch-
land, im Ergebnis am ehesten den wirtschaftlichen Interes-
sen der Eigentümer der Sachsen LB entsprach. Entschei-
dungskriterien waren unter anderem die strategische
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(3) Deutsche Bankenaufsichtsbehörde.
(4) Dachverband aller deutschen Sparkassen und Landesbanken.



Positionierung der Sachsen LB auf dem Markt, die Trans-
aktionsstruktur und die finanziellen Eckpunkte. Für die
LBBW bestand das besondere unternehmerische Interesse
darin, durch den Erwerb der Sachsen LB ihren Marktauf-
tritt nicht nur in Sachsen, sondern insbesondere auch in
Osteuropa erheblich zu erweitern.

(18) Am 26. August 2007 wurde ein Vertrag (‚Grundlagenver-
einbarung‘) über den Verkauf der Sachsen LB an die LBBW
zum 1. Januar 2008 unterzeichnet. Nach dieser Grundla-
genvereinbarung sollte der Kaufpreis anhand einer Unter-
nehmensbewertung bestimmt werden, die nach der für
Ende 2007 erwarteten Beruhigung der Marktstörung vor-
genommen werden sollte. Es wurde vereinbart, die Bewer-
tung auf ein Gutachten eines unabhängigen Prüfers zu
stützen. Nach diesem Gutachten wurde ein Mindestkauf-
preis von 300 Mio. EUR in Form von Anteilen an der
LBBW festgelegt. Darüber hinaus wurde für den Fall, dass
die Kernkapitalquote unter […] % fallen sollte, eine Rück-
zugsklausel für die LBBW in die Vereinbarung aufge-
nommen.

(19) Des Weiteren war in der Grundlagenvereinbarung vorgese-
hen, dass die LBBW den Anteilseignern der Sachsen LB
einen vorweggenommenen Barausgleich in Höhe von
250 Mio. EUR zahlt, den diese in die Sachsen LB einbrin-
gen, um Verluste abzudecken. Diese Summe reichte
Deutschland zufolge aus, um die bankaufsichtsrechtlichen
Eigenmittelanforderungen zu erfüllen und möglicherweise
noch eintretende weitere Verluste aufzufangen.

(20) Ende 2007 traten in Verbindung mit dem strukturierten
Portfolio der Sachsen LB weitere Risikopositionen auf. Der
Refinanzierungsbedarf stieg auf insgesamt […] EUR
(ursprünglicher Buchwert der Investitionen: rund
29,3 Mrd. EUR) (5). Dies gefährdete den endgültigen Ver-
kauf der Bank, da die Kernkapitalquote damit möglicher-
weise unter […] % hätte fallen können. Nach intensiven
Verhandlungen wurde der Verkauf mit einer endgültigen
und unwiderruflichen Vereinbarung, der am 13. Dezem-
ber 2007 unterzeichneten ‚Eckpunktevereinbarung‘, be-
schlossen.

(21) In dieser abschließenden Vereinbarung sind alle struktu-
rierten Investitionen der Sachsen LB mit einem Buchwert
von 29,3 Mrd. EUR aufgeführt und in zwei Portfolios auf-
geteilt worden. Um eine Konsolidierung aller strukturier-
ten Investitionen in die LBBW zu vermeiden, wurde ein
Portfolio mit einem Buchwert von 17,5 Mrd. EUR (6) aus
dem Verkauf herausgelöst. Diese Kapitalmarktpositionen
wurden in ein neu gegründetes, eigenes Investmentvehikel
(das sogenannte ‚Super-SIV‘) überführt, so dass nur struk-
turierte Portfolio-Investitionen (7) mit einem Buchwert
von rund 11,8 Mrd. EUR (8) in der Sachsen LB verbleiben
und somit an die LBBW verkauft werden. Zur Risikoab-
schirmung für diese Investitionen zahlt der Freistaat Sach-
sen einen Betrag von 500 Mio. EUR, der vom Verkaufs-
preis abgezogen wird.

(22) Das Super-SIV wurde eingerichtet, um strukturierte Invest-
ment-Portfolios mit einem geringen Mark-to-Market-Wert
aus dem Verkauf der Sachsen LB auszugliedern und diese
dann nach und nach abzuwickeln. Problematisch an dieser
Art von Wertpapieren war nicht das Eigentum, sondern
vielmehr die Haftung bei Zahlungsausfall. Deshalb wird
der Freistaat Sachsen im Benehmen mit der LBBW einen
unabhängigen Vermögensverwalter mit der Abwicklung
der überführten strukturierten Investment-Portfolios be-
auftragen, dessen Aufgabe es im Wesentlichen sein wird,
diese bis zur Endfälligkeit zu halten. Hierfür stellt der Frei-
staat Sachsen für das Super-SIV eine Garantie im Gesamt-
wert von 2,75 Mrd. EUR zur Verfügung. Aus haushalts-
rechtlichen Gründen wird diese Garantie in zwei Tranchen
erstellt, und zwar 1,6 Mrd. EUR im Dezember 2007 und
1,15 Mrd. EUR im Januar 2008. Diese Garantie dient der
Absicherung von tatsächlichen Zahlungsausfällen inner-
halb der Portfolios.

(23) Nach der Eckpunktevereinbarung beträgt die Garantiege-
bühr […] % p. a. des nicht in Anspruch genommenen
Höchstbetrags und reduziert sich nach vier Jahren Laufzeit
der Garantie um ein Drittel der Anfangsgebühr und nach
sieben Jahren Laufzeit der Garantie um ein weiteres Drittel
der Anfangsgebühr. Dies entspricht [… (> 90)] Mio. EUR
in zehn Jahren, sofern die Garantie nicht in Anspruch
genommen wird.

(24) Um das strukturierte Investment-Portfolio halten zu
können, wird für das Super-SIV eine Liquidität von ins-
gesamt 17,5 Mrd. EUR benötigt, die in zwei Tranchen
erbracht wird: Eine erste Tranche von knapp 50 %
(ca. 8,75 Mrd. EUR) wird von der LBBW finanziert; die
zweite Tranche von gut 50 % (ca. 8,75 Mrd. EUR) wird
von den Kreditinstituten erbracht, die der Sicherungsre-
serve der Landesbanken und Girozentralen (eine Art Haf-
tungsverbund der Mitgliedsinstitute zur Einlagensicherung
und Anlegerentschädigung) angehören. Nach Inanspruch-
nahme der Garantie des Freistaates Sachsen in Höhe von
2,75 Mrd. EUR haftet die LBBW im Umfang ihrer Beteili-
gung mit bis zu 8,75 Mrd. EUR. Weitere Verluste würden
dann durch die anderen Landesbanken abgedeckt.

(25) Der abschließenden Vereinbarung zufolge beträgt der
Nettokaufpreis für die Sachsen LB 328 Mio. EUR, der in
bar zu zahlen ist (9). Dieser Preis beruht auf einer Veran-
schlagung des Unternehmenswerts der Sachsen LB auf
[…] EUR (10), von dem die 2007 erlittenen Verluste in
Höhe von […] Mio. EUR abgezogen und zu dem der
gezahlte vorweggenommene Barausgleich in Höhe von
250 Mio. EUR hinzugerechnet wurde. Daraus ergibt sich
ein Endkaufpreis von 828 Mio. EUR, der sich durch den
vereinbarten Verlustausgleich für das in der Sachsen LB
verbleibende Portfolio im Wert von 500 Mio. EUR auf
328 Mio. EUR reduziert. Die LBBW wird letztendlich ins-
gesamt 578 Mio. EUR für den Erwerb der Sachsen LB
gezahlt haben.
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(5) Um Notverkäufe bei der anfänglichen Investition von 29,3 Mrd. EUR
zu vermeiden, musste Liquidität für das gesamte Portfolio bereitgestellt
werden.

(6) Zum Portfolio gehören Ormond Quay, Sachsen Funding und Synapse
ABS.

(7) LAAM, Georges Quay, Synapse L/S + FI, Omega I + II und andere
Synthetic Assets (CDO, ABS, CDS, CPPI usw.).

(8) Der entsprechende Refinanzierungsbedarf beläuft sich auf
[…] Mrd. EUR.

(9) In der Eckpunktevereinbarung ist vorgesehen, dass der Kaufpreis für die
Sachsen LB auch mit wertentsprechenden Anteilen an der LBBW
bezahlt werden kann.

(10) Deutschland hatte die Kommission darüber unterrichtet, dass der Frei-
staat Sachsen die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Susat & Partner mit
der Unternehmensbewertung der Sachsen LB beauftragt und diese den
Wert der Sachsen LB bei […] EUR veranschlagt hatte. Während der
Verhandlungen waren die Parteien übereingekommen, einen Unter-
nehmenswert von […] EUR (Unternehmenswert, zu dem […] in seiner
im Auftrag der LBBW vorgenommenen Analyse gekommen ist)
zugrunde zu legen.



(26) Mit der Refinanzierung des in das Super-SIV überführten
strukturierten Investment-Portfolios endet die derzeitige
Gewährträgerhaftung des Freistaates Sachsen für dieses
Portfolio.

2.5. Umstrukturierungsplan

(27) Den von Deutschland übermittelten grundlegenden Infor-
mationen über das Umstrukturierungsvorhaben ist zu ent-
nehmen, dass die Geschäftsaktivität, die die Krise der Bank
verursacht hatte, in das Super-SIV überführt wurde, um zu
gewährleisten, dass sich die Sachsen LB auf ihr Kernge-
schäft konzentrieren konnte, d. h. die Betreuung von Mit-
telstandskunden sowie wohlhabender Privatkunden, die
Wahrnehmung ihrer Funktion als Zentralbank für die
Sparkassen, die Finanzierung von Projekten im Bereich
erneuerbare Energien sowie Immobilien-, Projekt- und
Exportfinanzierung.

(28) In diesen Bereichen wird die Sachsen LB als von der LBBW
abhängige Einrichtung arbeiten, während die Finanzmarkt-
dienstleistungen auf die LBBW übertragen werden. Die
Sachsen LB wird sich somit auf das KMU-Geschäft kon-
zentrieren. Anschließend werden die in Sachsen angesie-
delten Filialen der BW-Bank, die bereits einige der
Geschäftsfelder abdecken, in die Sachsen LB integriert, die
dann versuchen wird, mit spezifischen Bankdienstleis-
tungen für Firmen- und Privatkunden neue Kunden zu
gewinnen.

(29) Für die Einrichtung des Super-SIV und die Ausgestal-
tung der neuen Sachsen LB sind Kosten in Höhe von rund
[… (50-100)] Mio. EUR veranschlagt. Die neue Sachsen
LB wird voraussichtlich rund [… (350-500)] Mitarbeiter
beschäftigen. Schätzungen der Sachsen LB zufolge dürfte
sich der Bruttoumsatz binnen fünf Jahren verdoppeln.

3. STANDPUNKT DEUTSCHLANDS

(30) Nach Auffassung Deutschlands ist die durch den Banken-
pool bereitgestellte Liquiditätsfazilität mit dem EG-Vertrag
vereinbar. Die Vergütung der Poolbanken für den Ankauf
der von Ormond Quay begebenen CP sei marktkonform,
so dass die Maßnahme keine Beihilfeelemente beinhalte.

(31) Der Bankenpool würde keine potenziellen Verluste auf-
grund von Marktpreisschwankungen für die im Conduit
gehaltenen Wertpapiere (ABS) ausgleichen. Selbst bei rück-
läufigem Marktwert (AAA geratete Wertpapiere werden
zurzeit bei [… (60-95)] % des zugrunde liegenden Vermö-
genswerts gehandelt) wäre das Ausfallrisiko sehr gering,
und im Falle von Wertpapieren, die bis zur Endfälligkeit
gehalten werden, wären nur geringfügige Verluste zu
erwarten.

(32) Deutschland macht geltend, der Freistaat Sachsen habe
sich beim Verkauf der Sachsen LB wie ein marktwirtschaft-
lich handelnder Verkäufer verhalten. Der Kaufpreis sei das
Ergebnis von Verhandlungen mit mehreren potenziellen
Käufern und basiere auf Unternehmensbewertungen, die
von Wirtschaftsprüfungsgesellschaften nach anerkannten
Grundsätzen durchgeführt worden seien, so dass er den
fairen Marktwert der Sachsen LB widerspiegele. Selbst
bei Berücksichtigung der sich aus der Garantie von

2,75 Mrd. EUR für das Super-SIV ergebenden Verpflich-
tungen hätten die Eigentümer der Sachsen LB insgesamt
einen positiven Verkaufspreis für die Sachsen LB erzielt.

(33) Den deutschen Behörden zufolge seien drei verschiedene
Bewertungsannahmen herangezogen worden, um das mit
der Garantie für das Super-SIV eingegangene Risiko zu
bewerten. Bei der ersten Annahme wurden anhand einer
Mark-to-Market-Bewertung zum Stichtag 30. November
2007 die potenziellen Verluste bei Veräußerung der In-
vestitionen an diesem Stichtag zu einem Preis von rund
[… (> 1)] Mrd. EUR veranschlagt. Die Ergebnisse dieser
Mark-to-Market-Bewertung seien jedoch durch die Tatsa-
che verzerrt, dass es zu diesem Zeitpunkt weder einen
Markt für derartige Investitionen gegeben noch die Absicht
bestanden habe, diese Kapitalmarktpositionen ad hoc zu
verkaufen, da diese bis zur Endfälligkeit gehalten werden
sollten. Nach der zweiten Annahme, die auf modellhaften
Bewertungen potenzieller makroökonomischer Entwick-
lungen beruht, werden die erwarteten Verluste für drei
Szenarien berechnet. Danach betragen die erwarteten Ver-
luste rund [… (> 800)] Mio. EUR (‚bad case‘), [… (< 500)]
Mio. EUR (‚base case‘) bzw. [… (< 200)] Mio. EUR (‚best
case‘). Diese Bewertungsannahme wurde von der LBBW
und der Sachsen LB auf der Grundlage bestehender inter-
ner Modelle entwickelt. Die dritte Annahme stützt sich auf
das Rating der zugrunde liegenden Kapitalmarktposi-
tionen. Nahezu alle Wertpapiere im Portfolio hätten, so
Deutschland, ein AAA-Rating (11), und keines dieser Pa-
piere sei in den Überprüfungen der Ratingagenturen abge-
wertet worden. Bei einer Ausfallwahrscheinlichkeit von
nahezu Null bei AAA gerateten Wertpapieren seien die
erwarteten Verluste des Portfolios ebenfalls gleich Null.

(34) Deutschland zufolge sei die Garantie von 2,75 Mrd. EUR
das Ergebnis der Verhandlungen zwischen den beteiligten
Parteien, wobei die LBBW die Garantie möglichst hoch
ansetzen wollte, um ihr eigenes Risiko zu begrenzen, wäh-
rend der Freistaat Sachsen versucht habe, die Garantie auf
ein Minimum zu beschränken.

(35) Deutschland weist darauf hin, dass die Ergebnisse aller drei
Annahmen zum Zeitpunkt der Verhandlungen vorlagen.
Die Verhandlungsparteien hätten sich auf die modellhafte
Bewertung (d. h. Annahme 2) als angemessenen Weg zur
Bewertung der von der Garantie abzudeckenden Risiken
verständigt.

(36) Die deutschen Behörden haben Berechnungen für ver-
schiedene Szenarien vorgelegt, um nachzuweisen, dass die
Verkäufer im ‚base case‘ selbst im Falle der erwarteten Ver-
luste in Verbindung mit der Garantie mit der Veräußerung
der Bank einen positiven Preis erzielt hätten. Im ‚bad case‘
wären jedoch die Verluste des Freistaates Sachsen unter-
halb des Verlustes des Eigenkapitals der Sachsen LB in
Höhe von 880 Mio. EUR und in jedem Fall unterhalb den
aus der Gewährträgerhaftung entstandenen Verpflichtun-
gen geblieben.

(37) Sollte die Kommission die Auffassung vertreten, dass
die in Rede stehenden Maßnahmen Beihilfeelemente
enthalten, so könnten nach Auffassung Deutschlands der
Poolvertrag bzw. der Verkauf der Sachsen LB auf jeden Fall
als mit dem Gemeinsamen Markt vereinbare Rettungsbei-
hilfe bzw. Umstrukturierungsbeihilfe angesehen werden.
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(11) Ratingeinstufung vom Dezember 2007.



Deutschland zufolge war die Sachsen LB ein Unternehmen
in Schwierigkeiten, da sie ohne den Poolvertrag wegen der
Liquiditätsengpässe hätte schließen müssen. Die BaFin
habe im August und im Dezember 2007 mit einem Mora-
torium gedroht. Als weiteres Argument führt Deutschland
an, dass auch die Anteilseigner der Sachsen LB nicht in
der Lage gewesen seien, die Bank zu retten.

(38) Bei dem Poolvertrag würde es sich, so Deutschland, um
eine mit dem Gemeinsamen Markt vereinbare Rettungsbei-
hilfe handeln, da die vom Pool erworbenen CP mit einer
Maßnahme in Form eines Darlehens vergleichbar seien,
die nicht struktureller Art und zudem auf sechs Monate
befristet sei.

(39) Was den Verkauf der Sachsen LB anbetreffe, so sei die
Zweckgesellschaft, die zu den Schwierigkeiten geführt
habe, mit dem Ziel der Abwicklung herausgelöst worden,
während die restlichen Strukturen, die immer gute Erträge
erzielt hätten, beibehalten und durch den Zusammen-
schluss mit der LBBW ihre Rentabilität zurückgewinnen
würden. Deutschland zufolge beinhaltet die Umstrukturie-
rung zwei Ausgleichsmaßnahmen. So habe die Sachsen LB
Teile ihres strukturierten Investmentportfolios herausge-
löst und in das Super-SIV überführt. Darüber hinaus be-
absichtige die Sachsen LB, die Geschäftstätigkeiten der
Sachsen LB Europe plc um [… (50-80)] % zu reduzieren.
Deutschland bekräftigt nochmals, dass die Rettung der
Sachsen LB aufgrund der äußerst geringen Marktanteile
der Bank keine Wettbewerbsverzerrungen nach sich zie-
hen würde.

4. BEIHILFERECHTLICHE WÜRDIGUNG

4.1. Vorliegen einer staatlichen Beihilfe

(40) Die Kommission muss zunächst prüfen, ob es sich bei der
in Rede stehenden Maßnahme um eine staatliche Beihilfe
im Sinne des Artikels 87 Absatz 1 des EG-Vertrags han-
delt, d. h. um staatliche oder aus staatlichen Mitteln
gewährte Beihilfen gleich welcher Art, die durch die
Begünstigung bestimmter Unternehmen den Wettbewerb
verfälschen oder zu verfälschen drohen, soweit sie den
Handel zwischen Mitgliedstaaten beinträchtigen.

4.1.1. Liquiditätsfazilität

(41) Die DekaBank wie auch die meisten Landesbanken
sind Anstalten des öffentlichen Rechts. Eigentümer der
DekaBank sind je zur Hälfte die Landesbanken und die
regionalen Sparkassenverbände. Die Landesbanken befin-
den sich im Allgemeinen im Eigentum der Länder und der
jeweiligen regionalen Sparkassenverbände. Die der Sachsen
LB von dem Bankenpool eingeräumte Kreditlinie in Höhe
von 17,1 Mrd. EUR ist folglich dem Staat zuzurechnen
und kann als ‚staatliche oder aus staatlichen Mitteln
gewährte Maßnahme‘ im Sinne des Artikels 87 Absatz 1
des EG-Vertrags gewertet werden.

(42) Ferner stellt die Kommission fest, dass die Sachsen LB
grenzübergreifend und international tätig ist, so dass eine
Begünstigung infolge der Bereitstellung staatlicher Mittel

den Wettbewerb im Bankensektor beeinträchtigen würde
und Auswirkungen auf den innergemeinschaftlichen Han-
del hätte (12).

(43) Die Kommission hat außerdem Grund zu der Annahme,
dass der Sachsen LB aus der Maßnahme ein selektiver Vor-
teil erwachsen könnte. Die Kommission erinnert daran,
dass jegliche öffentliche Intervention, durch die ein Unter-
nehmen begünstigt wird, gemäß Artikel 87 Absatz 1 des
EG-Vertrags normalerweise eine staatliche Beihilfe darstellt,
außer wenn ein marktwirtschaftlich handelnder Investor
ebenfalls zu der finanziellen Intervention bereit gewesen
wäre. Die Entscheidung des Bankenpools, die in Rede ste-
hende Liquidität zur Verfügung zu stellen, muss dem
Grundsatz des marktwirtschaftlich handelnden Kapitalge-
bers genügen, damit staatliche Beihilfeelemente ausge-
schlossen werden können. Deshalb ist es angemessen zu
untersuchen, ob ein markwirtschaftlich handelnder Inves-
tor der Sachsen LB die Kreditlinie zu denselben Konditio-
nen wie der Bankenpool bereitgestellt hätte.

(44) Diesbezüglich ist anzumerken, dass nach ständiger Recht-
sprechung ein marktwirtschaftlich handelnder Investor
eine angemessene Rendite erwartet (13). Deutschland ver-
tritt die Auffassung, dass die Vergütung, die die Sachsen
LB dem Bankenpool für den Ankauf der CP zu LIBOR
oder EURIBOR plus [… (50-150)] Basispunkte gezahlt
habe, marktkonform sei.

(45) Die Kommission räumt ein, dass die Kapitalmarktpositio-
nen von Ormond Quay ausnahmslos AAA geratet sind
und auch in der derzeitigen Krise nicht abgewertet wur-
den. Das Ausfallrisiko kann somit als geringfügig betrach-
tet werden. Des Weiteren hält die Kommission fest, dass
die Laufzeit der im Rahmen des Poolvertrags erworbenen
CP sehr kurz ist (weniger als ein Monat), damit langfristige
Kapitalbindungen vermieden werden. Ormond Quay ist
berechtigt, aber nicht verpflichtet, die CP an die Poolban-
ken veräußern. Die Kreditfazilität bezieht sich nur auf CP,
die nicht auf dem freien Markt verkauft werden können.

(46) Des Weiteren hält die Kommission fest, dass die für die CP
vereinbarte Marge von [… (50-150)] Basispunkte ebenfalls
eine Provision für die Bereitstellung der Kreditfazilität in
Höhe von insgesamt 17,1 Mrd. EUR beinhaltet, die aller-
dings nur zum Teil in Anspruch genommen werden wird.
Deutschland zufolge überschreite diese Provision bei Wei-
tem die Vergütung, die vor der Subprime-Krise für CP
gezahlt worden sei und zwischen 1 bis 3 Basispunkten
gelegen habe.

(47) Da zum Zeitpunkt des Abschlusses des Poolvertrags prak-
tisch keine Nachfrage nach hypothekarisch gesicherten CP
und folglich kein wirksamer Markt für diese Art von Inves-
titionen mehr bestand, ist es unmöglich, Marktbenchmarks
zu ermitteln. Deshalb bezweifelt die Kommission, dass ein
marktwirtschaftlich handelnder Investor der Sachsen LB
überhaupt eine Kreditlinie eingeräumt hätte, da zu dem
gegebenen Zeitpunkt eine Abwertung der Kapitalmarktpo-
sitionen nicht ausgeschlossen werden konnte.
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(12) Entscheidung der Kommission in der Sache C-50/2006 vom
27.6.2007, BAWAG, noch nicht veröffentlicht; Randnr. 127.

(13) Gemeinsame verbundene Rechtssachen T-228/99 und T-233/99,
Westdeutsche Landesbank Girozentrale, Slg. 2003, II-435,
Randnr. 314.



4.1.2. Verkauf der Sachsen LB

(48) Die Veräußerung der Sachsen LB an die LBBW könnte in
zweierlei Hinsicht staatliche Beihilfen beinhalten. Sollte
sich der Freistaat Sachsen nicht wie ein marktwirtschaft-
lich handelnder Kapitalgeber verhalten haben, so könnten
durch die Veräußerung einerseits staatliche Beihilfen für
den Käufer (die LBBW) und andererseits für die Sachsen
LB gewährt worden sein. Der erste Fall träfe zu, wenn ein
zu niedriger Kaufpreis akzeptiert worden wäre, der zweite,
wenn eine Liquidation kostengünstiger gewesen wäre als
ein Verkauf mit der gewährten Garantie.

(49) Der Verkauf der Sachsen LB könnte auch eine Beihilfe der
LBBW an die Sachsen LB beinhalten, da die LBBW durch
ihre Beteiligung an dem Super-SIV zu einer Verbesserung
der Bilanzsumme der Sachsen LB zu Konditionen beigetra-
gen haben könnte, die für einen marktwirtschaftlich han-
delnden Kapitalgeber möglicherweise nicht akzeptabel
gewesen wären. Die von der LBBW bereitgestellte Finan-
zierung ist allerdings durch die Garantie des Freistaates
Sachsen in Höhe von 2,75 Mrd. EUR gedeckt. Des Weite-
ren war die Übertragung des strukturierten Portfolios in
das Super-SIV eine Voraussetzung für den Verkauf der
Sachsen LB.

(50) Für den ersten Fall ist vor allem die Frage zu beantworten,
ob der Kaufpreis dem Marktwert des Unternehmens ent-
spricht (14). Die Kommission prüft daher, ob das Verkaufs-
verfahren zur Ermittlung des Marktpreises angemessen
war. Entsprechend der Mitteilung der Kommission betref-
fend Elemente staatlicher Beihilfe bei Verkäufen von Bau-
ten oder Grundstücken durch die öffentliche Hand (15) und
den auf Privatisierungen angewandten Grundsätzen (16)
handelt es sich bei dem Kaufpreis um den Marktpreis,
wenn der Verkauf im Wege eines offenen und an keine
weiteren Bedingungen geknüpften Ausschreibungsverfah-
rens erfolgt und die Vermögenswerte an den Meistbieten-
den oder das einzige Angebot gehen (17). Wird dieses
Angebot nicht verwendet, muss eine unabhängige Be-
wertung zur Bestimmung des Marktwerts vorgenommen
werden (18).

(51) Die Kommission stellt fest, dass der Freistaat Sachsen für
den Verkauf der Sachsen LB kein offenes Ausschreibungs-
verfahren durchgeführt hat, sondern Verhandlungen mit
mehreren potenziellen Käufern führte, in deren Folge die
Sachsen LB schließlich an die LBBW verkauft wurde. Die
Vertragsparteien beschlossen, eine Bewertung der Sachsen
LB zum Stichtag 31. Dezember 2007 vornehmen zu las-
sen, in der Annahme, dass sich der Finanzmarkt dann sta-
bilisiert haben würde und eine ‚normalere‘ Marktbewer-
tung vorgenommen werden könnte. Die Unternehmensbe-
wertung bestätigt, dass die Bank nicht unter Marktpreis
verkauft wurde. Daher vertritt die Kommission zum

gegenwärtigen Zeitpunkt des Verfahrens die Auffassung,
dass der LBBW im Rahmen des Verkaufs der Sachsen LB
keine staatliche Beihilfe gewährt wurde.

(52) Hinsichtlich der Frage des Vorliegens einer möglichen Bei-
hilfe für die Sachsen LB ist festzuhalten, dass ein markt-
wirtschaftlich handelnder Investor in der Regel nicht bereit
wäre, ein Unternehmen zu einem negativen Preis zu ver-
kaufen (d. h. mehr Mittel bereitzustellen, als er im Gegen-
zug für den Verkauf erhielte). Letzteres ist beim ursprüngli-
chen Kaufvertrag vom August 2007 nicht der Fall, dem
zufolge die LBWW mindestens 300 Mio. EUR sowie einen
vorweggenommenen Barausgleich an die Sachsen LB zu
zahlen hatte. Nach den Nachverhandlungen zur Grundla-
genvereinbarung im Dezember 2007 ist dies allerdings
nicht mehr so offensichtlich, da der Freistaat Sachsen
zur Absicherung von tatsächlichen Zahlungsausfällen
innerhalb der Portfolios eine Garantie in Höhe von
2,75 Mrd. EUR stellte.

(53) Ein negativer Kaufpreis kann in Ausnahmefällen akzeptiert
werden, wenn die für den Verkäufer anfallenden Kosten
der Liquidation höher wären (19). Für die Berechnung der
Liquidationskosten können allerdings nur jene Verbind-
lichkeiten berücksichtigt werden, die von einem markt-
wirtschaftlich handelnden Investor eingegangen worden
wären (20). Ausgeschlossen sind Verbindlichkeiten im Rah-
men staatlicher Beihilfen, da diese nicht von einem markt-
wirtschaftlich handelnden Investor übernommen worden
wären (21).

(54) Die Gewährträgerhaftung ist eine solche nicht zu berück-
sichtigende Verbindlichkeit. Die Kommission vertritt die
Auffassung, dass es sich hierbei um eine bestehende Bei-
hilfe handelt, und hat entsprechende Maßnahmen zu
deren Abschaffung vorgeschlagen (22).

(55) Aus diesem Grund muss geprüft werden, ob die Kosten,
die den Eigentümern der Sachsen LB für die Bereitstellung
der Garantie entstehen, den Verkaufspreis für die Sachsen
LB übersteigen. Dies wäre zumindest dann der Fall, wenn
der Wert der Garantie von 2,75 Mrd. EUR über dem
erzielten Verkaufspreis liegt. Diesbezüglich sind nach Auf-
fassung der Kommission mehrere Fragen zu klären.

(56) Erstens bezweifelt die Kommission, dass im Rahmen dieser
Prüfung der vorweggenommene Barausgleich in Höhe von
250 Mio. EUR, der von den Eigentümern direkt in die
Sachsen LB investiert werden musste, als Teil der erhalte-
nen Verkaufspreises betrachtet werden kann.
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(14) Rechtssache C-334/99, Gröditzer Stahlwerke, Slg. 2003, I-1139,
Randnr. 133.

(15) ABl. C 209 vom 10.7.1997, S. 3.
(16) Europäische Kommission, XXIII. Bericht über die Wettbewerbspolitik,

1993, S. 270.
(17) Im Falle eines negativen Kaufpreises muss dieser Preis dennoch gegen-

über einer ansonsten erforderlich werdenden Liquidation des zu veräu-
ßernden Unternehmens die günstigere Lösung sein.

(18) In Ermangelung einer offenen Ausschreibung oder einer unabhängi-
gen Bewertung geht die Kommission in der Regel davon aus, dass der
Marktpreis dem Liquidationspreis des Unternehmens entspricht.
Vgl. Entscheidung der Kommission in der Sache C-30/2001, Gothaer
Fahrzeugtechnik, ABl. L 314 vom 18.11.2002, S. 62, Randnr. 31.

(19) Vgl. Entscheidung der Kommission in der Sache C-64/2001,
Koninklijke Schelde Groep, ABl. L 14 vom 21.1.2003, S. 56,
Randnr. 79. Das Gericht erster Instanz hat dies für den Fall bestätigt,
dass ein marktwirtschaftlich handelnder Investor von vergleichbarer
Größe wie die Einrichtungen des öffentlichen Sektors unter den glei-
chen Umständen hätte veranlasst werden können, im Rahmen des Ver-
kaufs des betreffenden Unternehmens Kapitalhilfen dieses Umfangs zu
gewähren, anstatt sich für die Liquidation des Unternehmens zu ent-
scheiden. Vgl. Rechtssache C-334/99, Gröditzer Stahlwerke, Slg. 2003,
I-1139, Randnr. 133, und Rechtssache C-482/99, Stardust Marine,
Slg. 2002, I-4397, Randnr. 70.

(20) Verbundene Rechtssachen C-278/92, C-279/92 und C-280/92,
Hytasa, Slg. 1994, I-4103, Randnr. 22.

(21) Siehe Rechtssache C-334/99, Gröditzer Stahlwerke, Slg. 2003, I-1139,
Randnr. 134 ff.

(22) Vgl. Fußnote 1. Die Gewährträgerhaftung würde ohnehin erst dann
zum Tragen kommen, wenn die Bank erklärt, dass sie ihren Verbind-
lichkeiten nicht mehr nachkommen kann, d. h. ihre Insolvenz erklärt.
Die in Rede stehende Transaktion scheint der Sachsen LB somit einen
weiteren Vorteil zu verschaffen, da sie nicht nur die Gläubiger schützt,
sondern auch das Überleben der Bank gewährleistet.



(57) Zweitens sollte bedacht werden, dass der Freistaat Sachsen,
der die in Rede stehende Garantie stellte, als Teileigentü-
mer der Sachsen LB nur einen Teil des Verkaufspreises
erhalten wird. Der Freistaat Sachsen hält rund 37 %
der Anteile der Sachsen LB und ist zu 22,4 % an der
SFG beteiligt, die die restlichen 63 % der Anteile an der
Sachsen LB besitzt. Folglich werden nur 51 % des Ver-
kaufspreises direkt oder indirekt an den Freistaat Sachsen
fließen. Deshalb dürfte nur dieser Teil des Verkaufspreises
mit dem Wert der gestellten Garantie verglichen werden.
Darüber hinaus stellt sich die Frage, ob ein marktwirt-
schaftlich handelnder Investor sich bereit erklären würde,
das volle Risiko für eine solche für einen Verkauf erforder-
lichen Garantie zu übernehmen, während sich die anderen
Anteilseigner nicht an der Garantie beteiligen, aber einen
Teil des Verkaufspreises erhalten.

(58) Schließlich bezweifelt die Kommission, dass das Bad-case-
Szenario, d. h. die Inanspruchnahme der gesamten Garan-
tiesumme, völlig ausgeschlossen werden kann. Die Kom-
mission nimmt das Vorbringen Deutschlands zur Kennt-
nis, dass die Kapitalmarktpositionen nach wie vor AAA
geratet sind und bis zur Endfälligkeit gehalten werden, so
dass die erwarteten Verluste die für den ‚base case‘ veran-
schlagten Verluste von [… (<500)] Mio. EUR nicht über-
steigen dürften und die Eigentümer der Sachsen LB damit
einen positiven Verkaufspreis erzielt hätten (demgegenüber
stellt die Kommission fest, dass der ‚bad case‘ mit erwarte-
ten Verlusten von [… (>800)] Mio. EUR bereits zu einem
negativen Kaufpreis geführt hätte). Die Kommission hegt
jedoch Zweifel an der Stichhaltigkeit der vorgegebenen
Szenarien. Ihre Zweifel gründen sich vor allem auf die
große Differenz zwischen den Verlustszenarien (‚best case‘,
‚base case‘ und ‚bad case‘) und dem schlimmsten Fall
(‚worst case‘) einer Inanspruchnahme der gesamten Garan-
tie (2,75 Mrd. EUR). Diesbezüglich ist zu bedenken, dass
das Garantievolumen dreimal so hoch ist wie die für den
‚bad case‘ veranschlagten Verluste ([… (>800)] Mio. EUR).
Die Kommission stellt fest, dass das vom Freistaat Sachsen
eingegangene Risiko in der Tat viel höher war als es in
den Szenarien zum Ausdruck kommt. In Anbetracht der
schwierigen Lage, in der sich die Sachsen LB befand,
könnte das Beihilfeelement in der Garantie theoretisch bis
auf 100 % ansteigen (23). Daher bezweifelt die Kommission
zum gegenwärtigen Zeitpunkt des Verfahrens, dass die
Eigentümer der Sachsen LB einen positiven Verkaufspreis
erzielt haben.

(59) Die Kommission stellt das Argument Deutschlands in
Frage, dass der Verlust des Eigenkapitals in Höhe von
880 Mio. EUR weiterhin für den Freistaat Sachsen von
Relevanz sei, da er die Sachsen LB bereits verkauft hat und
nicht die Verluste im Zuge einer potenziellen Liquidation,
sondern nur die zusätzlich entstehenden Kosten berück-
sichtigen würde.

(60) Die Kommission hat ernsthafte Zweifel, dass die Maßnah-
men zugunsten der Sachsen LB dem Grundsatz des markt-
wirtschaftlich handelnden Kapitalgebers genügen.

4.2. Vereinbarkeit mit dem Gemeinsamen Markt

(61) Unter Berücksichtigung der vorstehenden Feststellungen
muss die Kommission ferner prüfen, ob die mutmaßliche
Beihilfe mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar ist. In
Anbetracht der finanziellen Schwierigkeiten der Sachsen
LB könnte die Beihilfe im Wesentlichen auf der Grundlage
von Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe c des EG-Vertrags und
insbesondere auf der Grundlage der Leitlinien der Gemein-
schaft für staatliche Beihilfen zur Rettung und Umstruktu-
rierung von Unternehmen in Schwierigkeiten (24) (nachste-
hend ‚Leitlinien‘ genannt) und in besonderen Fällen auch
auf der Grundlage von Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe b
des EG-Vertrags geprüft werden.

4.2.1. Anwendung der Leitlinien

(62) Gemäß den Leitlinien befindet sich ein Unternehmen in
Schwierigkeiten, wenn es nicht in der Lage ist, mit eigenen
finanziellen Mitteln oder Fremdmitteln, die ihm von sei-
nen Eigentümern/Anteilseignern oder Gläubigern zur Ver-
fügung gestellt werden, Verluste aufzufangen, die das
Unternehmen auf kurze und mittlere Sicht so gut wie
sicher in den wirtschaftlichen Untergang treiben werden,
wenn der Staat nicht eingreift.

(63) Die Kommission nimmt zur Kenntnis, dass Deutschland
die Sachsen LB als Unternehmen in Schwierigkeiten
betrachtet. Des Weiteren stellt die Kommission fest, dass
die Sachsen LB ohne die Liquiditätsfazilität des Banken-
pools und den vorweggenommenen Barausgleich in Höhe
von 250 Mio. EUR mit großer Wahrscheinlichkeit nicht in
der Lage gewesen wäre, der Liquiditätskrise standzuhalten.
Die drohenden Verluste hätten die BaFin gezwungen, die
Bank zu schließen.

(64) Damit handelte es sich bei der Sachsen LB aufgrund ihrer
finanziellen Lage zum Zeitpunkt der Bereitstellung der
Liquiditätsfazilität und des Abschlusses des Verkaufs ein-
deutig um ein Unternehmen in Schwierigkeiten im Sinne
der Leitlinien. Die Tatsache, dass die Bank einer größeren
Unternehmensgruppe im Sinne von Punkt 13 der Leitli-
nien angehört, scheint nichts an der Beihilfefähigkeit zu
ändern, denn es handelt sich nachweislich um Schwierig-
keiten der betreffenden Bank selbst, die zu gravierend sind,
um von der Unternehmensgruppe selbst bewältigt werden
zu können.

4.2.2. Rettungsbeihilfe

(65) Die Kommission stellt fest, dass die Beihilfe die Vorausset-
zungen von Randnr. 25 Buchstabe a der Leitlinien erfüllen
muss. Danach muss eine Rettungsbeihilfe in Form von
Darlehensbürgschaften oder Darlehen gewährt werden,
und für die Rückzahlung von Darlehen und die Laufzeit
von Bürgschaften gilt eine höchstens sechsmonatige Frist
ab Auszahlung der ersten Rate an das Unternehmen. Im
Hinblick auf die Form der Rettungsbeihilfe kann jedoch
im Bankensektor eine Ausnahme gemacht werden (25),
damit das betreffende Kreditinstitut seine Banktätigkeit
vorübergehend in Übereinstimmung mit den geltenden
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(23) Vgl. Mitteilung der Kommission über die Anwendung der Artikel 87
und 88 des EG-Vertrags auf staatliche Beihilfen in Form von Haftungs-
verpflichtungen und Bürgschaften (ABl. C 71 vom 11.3.2000, S. 14),
wo es unter Punkt 3.2 heißt: ‚Ist es bei Übernahme der Garantie sehr
wahrscheinlich, dass der Kreditnehmer seinen Verpflichtungen nicht
wird nachkommen können, z. B. weil er in finanziellen Schwierigkei-
ten ist, so kann der Wert der Garantie genauso hoch sein wie der
Betrag, der durch die Garantie effektiv gedeckt ist.‘

(24) Mitteilung der Kommission: Leitlinien der Gemeinschaft für staatliche
Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung von Unternehmen in
Schwierigkeiten, ABl. C244 vom 1.10.2004, S. 2.

(25) Siehe Fußnote zu Randnr. 25 Buchstabe a der Leitlinien.



aufsichtsrechtlichen Vorschriften weiterführen kann. Unge-
achtet dieser Bestimmung sollte eine Beihilfe in einer ande-
ren Form als in Form von Darlehensbürgschaften oder
Darlehen, um die Voraussetzungen von Randnr. 25 Buch-
stabe a der Leitlinien erfüllen, den für Rettungsbeihilfen
geltenden allgemeinen Grundsätzen entsprechen und darf
keine Finanzierungsmaßnahmen struktureller Art beinhal-
ten, die sich auf die Eigenmitteln der Bank auswirken (26).

(66) Die Kommission stellt fest, dass die erste Maßnahme, d. h.
die Bereitstellung von Liquidität durch den Bankenpool im
Sommer 2007, nicht struktureller Art und zudem auf
sechs Monate befristet zu sein scheint. Deshalb hat die
Kommission Grund zu der Annahme, dass die Liquiditäts-
fazilität durch den Bankenpool, sollte diese als staatliche
Beihilfe eingestuft werden, als mit dem Gemeinsamen
Markt vereinbare Rettungsbeihilfe im Sinne der Leitlinien
betrachtet werden könnte, da sie auch die anderen ein-
schlägigen Anforderungen an Rettungsbeihilfen erfüllt.

(67) Demgegenüber könnte die zweite Maßnahme (Verkauf
unter Bereitstellung einer Garantie sowie Festsetzung des
Kaufpreises), sollte diese als staatliche Beihilfe eingestuft
werden, als nicht mit dem Gemeinsamen Markt vereinbare
Rettungsbeihilfe erachtet werden, da es sich um eine struk-
turelle und nicht um eine vorübergehende Maßnahme
handelt. Sie müsste daher als Umstrukturierungsbeihilfe
bewertet werden.

4.2.3. Umstrukturierungsbeihilfe

(68) Die Kommission schließt nicht aus, dass die zweite
Maßnahme, sollte diese als staatliche Beihilfe eingestuft
werden, als Umstrukturierungsbeihilfe betrachtet werden
könnte, da der Verkauf der Sachsen LB an und deren
Eingliederung in eine andere Großbank zur Wiederherstel-
lung der Rentabilität beiträgt und als Teil einer Umstruk-
turierung erachtet werden kann. Die Kommission ist
sich jedoch im jetzigen Stadium nicht sicher, ob die bis-
her übermittelten Unterlagen als Umstrukturierungsplan
gewertet werden können und die Voraussetzungen der
Randnrn. 32 bis 51 der Leitlinien erfüllen. Sie benö-
tigt daher weitere Ausführungen zu dem Umstrukturie-
rungsplan, um prüfen zu können, ob die in der ständi-
gen Rechtsprechung zugrunde gelegten Kriterien erfüllt
sind (27).

(69) Die Kommission wird auf jeden Fall prüfen, ob ein et-
waiger Umstrukturierungsplan die Wiederherstellung der
langfristigen Rentabilität ermöglicht, ob die Beihilfe auf
das erforderliche Mindestmaß beschränkt ist und ob unzu-
mutbare Wettbewerbsverfälschungen vermieden werden.
Die Kommission schließt nicht aus, dass bei Erfüllung die-
ser Kriterien die Beihilfe als mit dem Gemeinsamem Markt
vereinbar erachtet werden könnte, was sie in Anbetracht
der in diesem Stadium vorliegenden Informationen aller-
dings bezweifelt.

(70) Die Kommission muss jedoch noch eingehender prüfen,
ob der Umstrukturierungsplan tatsächlich ausreicht, um
die langfristige Rentabilität der Sachsen LB wiederherzu-
stellen. Als positiv wertet sie, dass sich die Sachsen LB von
einigen ihrer defizitären Geschäftsfelder trennt. Gleichzei-
tig bezweifelt sie jedoch, dass die vorgeschlagenen Maß-
nahmen bereits ausreichen. Des Weiteren weist die Kom-
mission darauf hin, dass gemäß den Leitlinien im Rahmen
des Umstrukturierungsplans auch mehrjährige Schätzun-
gen zur Geschäftsentwicklung des Unternehmens vor-
legt sowie Szenarien dargestellt werden müssen, die einer
optimistischen, einer pessimistischen und einer mittleren
Hypothese entsprechen, um die Tragfähigkeit des Um-
strukturierungsplans zu belegen. Die deutschen Behörden
haben jedoch bisher nur finanzielle Kennzahlen für ein
Durchschnittsszenario vorgelegt.

(71) Nach Auffassung der Kommission könnten Ausgleichs-
maßnahmen erforderlich sein. Zudem ist sich die Kom-
mission im jetzigen Stadium nicht sicher, ob die von
Deutschland vorgeschlagenen Maßnahmen, d. h. die Über-
führung strukturierter Investitionen in das Super-SIV und
der Rückzug der Sachsen LB Europe plc aus bestimm-
ten Geschäftsfeldern, als Ausgleichsmaßnahmen akzeptiert
werden können, da diese ohnehin erforderlich zu sein
scheinen, um die Rentabilität wiederherzustellen. Die
Kommission fragt sich, ob nicht eine vollständige Veräuße-
rung der Sachen LB Europe plc angemessener wäre und
darüber hinaus weitere Ausgleichsmaßnahmen erforderlich
sind, um mögliche Wettbewerbsverfälschungen auf ein
Minimum zu beschränken.

(72) Gemäß den Leitlinien muss der Eigenbeitrag so hoch wie
möglich sein und sich im Falle eines großen Unterneh-
mens wie der Sachsen LB auf mindestens 50 % der
Umstrukturierungskosten belaufen.

(73) Bisher hat die Kommission weder eindeutige Angaben zu
dem Gesamtbetrag der Umstrukturierungskosten noch zu
dem Teil der Umstrukturierungskosten gemacht, der von
der Sachsen LB selbst bzw. den jetzigen oder künftigen
Eigentümern getragen wird. Letzteres würde die Grundlage
für die Berechnung des Eigenbeitrags bilden. Unter diesen
Bedingungen hat die Kommission Zweifel daran, dass der
Eigenbeitrag der Sachsen LB so hoch wie möglich ist und
mindestens 50 % der Umstrukturierungskosten abdeckt.

(74) In diesem Zusammenhang muss die Kommission ebenfalls
prüfen, ob die Beteiligung der anderen Landesbanken an
der Refinanzierung des Super-SIV als Fremdfinanzierung
zu Marktbedingungen, d. h. als Eigenbeitrag, betrachtet
werden kann. Gegenwärtig hat die Kommission Zweifel
daran, dass der Eigenbeitrag so hoch wie möglich ist.

4.2.4. Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe b des EG-Vertrags

(75) Letztlich könnte die Beihilfe grundsätzlich nach Artikel 87
Absatz 3 Buchstabe b des EG-Vertrags geprüft werden,
dem zufolge Beihilfen zur Behebung einer beträchtlichen
Störung im Wirtschaftsleben eines Mitgliedstaats gewährt
werden dürfen. Die Kommission möchte jedoch zunächst
darauf hinweisen, dass das Gericht erster Instanz unter-
strichen hat, dass Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe b des
EG-Vertrags restriktiv anzuwenden ist, so dass die Beihilfe
nicht nur einem Unternehmen oder einem Wirtschafts-
zweig zugutekommen darf, sondern der Beseitigung einer
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(26) Siehe Entscheidung der Kommission vom 5. Dezember 2007 in der
Sache NN 70/2007, Northern Rock, noch nicht veröffentlicht,
Randnr. 43.

(27) Rechtssache T-73/98, Prayon-Rupel, Slg. 1998, II-867, Randnr. 71, in
der bekräftigt wird, dass der Umstrukturierungsplan kohärent und rea-
listisch sein muss. Das Gericht erster Instanz befand, dass von der
Geschäftsführung verfasste Schriftstücke über mögliche Maßnahmen
nicht ausreichen, um als Umstrukturierungsplan zu gelten.



Störung im gesamten Wirtschaftsleben eines Mitgliedstaa-
tes dienen muss (28). Daher hat die Kommission entschie-
den, dass eine beträchtliche wirtschaftliche Störung nicht
durch eine Beihilfe beseitigt wird, die darauf abzielt, ‚die
Schwierigkeiten eines einzigen Begünstigten […], und nicht des
gesamten Wirtschaftszweigs zu beheben‘ (29). Folglich hat sich
die Kommission bisher bei einer Bank in Schwierigkei-
ten noch nie auf diese Bestimmung des EG-Vertrags
gestützt (30).

(76) Die Kommission stellt fest, dass die Probleme der Sachsen
LB auf sehr spezielle (risikoträchtige) und im Verhältnis zu
ihrer Größe sehr umfangreiche Investitionen zurückzufüh-
ren sind, während es vielen anderen Banken sehr wohl
gelungen ist, ähnliche Probleme zu überwinden. Daher
scheint der vorliegende Fall eher auf spezifischen Proble-
men der Sachsen LB zu beruhen, so dass gezielte Abhil-
femaßnahmen erforderlich sind, die gemäß den Regeln
für Unternehmen in Schwierigkeiten beurteilt werden
sollten (31).

5. SCHLUSSFOLGERUNG

(77) In Anbetracht der verfügbaren Informationen hat die
Kommission Zweifel daran, ob die Maßnahmen zugunsten
der Sachsen LB dem Grundsatz des marktwirtschaftlich
handelnden Kapitelgebers gerecht werden und keine Bei-
hilfeelemente beinhalten. Sie müssen deshalb nach Arti-
kel 87 Absatz 1 des EG-Vertrags geprüft werden. Im jetzi-
gen Stadium bezweifelt die Kommission, dass die Maßnah-
men gemäß Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe c des EG-Ver-
trags als mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar angese-
hen werden können.

ENTSCHEIDUNG

Aus den vorstehenden Gründen hat die Kommission beschlos-
sen, das Verfahren nach Artikel 88 Absatz 2 des EG-Vertrags
einzuleiten, und fordert Deutschland auf, binnen eines Monats
nach Erhalt dieses Schreibens zusätzlich zu den bereits übermit-
telten Unterlagen alle Informationen zu übermitteln, die für die
Prüfung des Vorliegens einer Beihilfe und der Vereinbarkeit einer
etwaigen Beihilfe mit dem Gemeinsamen Markt erforderlich
sind. Dazu zählt insbesondere Folgendes:

— Angaben zu Volumen und Konditionen der seit Abschluss
des Poolvertrags erworbenen CP sowie Bestätigung, dass der
Poolvertrag ausgelaufen ist,

— Unterlagen, die belegen, dass die vereinbarte Vergütung, die
der Bankenpool für den Ankauf der CP erhält, marktkon-
form ist (z. B. Benchmarks), sowie weitere Ausführungen,
die für ein Vorgehen im Sinne eines marktwirtschaftlich han-
delnden Kapitalgebers sprechen,

— Kopien aller sachdienlichen vertraglichen Vereinbarungen,
die bisher noch nicht übermittelt wurden,

— Angaben zu allen weiteren Verlustrealisationen bis zum Ver-
kauf der Bank,

— ausführliche Erläuterungen zum Verkauf der Sachsen LB an
die LBBW und zur Festsetzung des Kaufpreises, einschließ-
lich Kopien der Drittgutachten,

— Geschäftsplan der LBBW für die Sachsen LB,

— ausführliche Erläuterungen zum Verkaufsverfahren der Sach-
sen LB und zur Wahl der LBBW,

— ausführliche Erläuterungen zu den verschiedenen Bewer-
tungsannahmen für die Schätzung der potenziellen Verluste,
die durch die Garantie abgedeckt werden,

— für den Fall, dass Deutschland geltend macht, dass es sich
um eine mit dem Gemeinsamen Markt vereinbare Umstruk-
turierungsbeihilfe handelt: ein detaillierter Umstrukturie-
rungsplan, der den Voraussetzungen der Randnrn. 34 bis 37
der Leitlinien entspricht.

Deutschland wird aufgefordert, dem potenziellen Beihilfeemp-
fänger unverzüglich eine Kopie dieses Schreibens zu über-
mitteln.

Die Kommission erinnert Deutschland an die Sperrwirkung des
Artikels 88 Absatz 3 des EG-Vertrags und verweist auf Arti-
kel 14 der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates, dem
zufolge alle rechtswidrigen Beihilfen vom Empfänger zurückge-
fordert werden können.

Die Kommission weist Deutschland darauf hin, dass sie die
Beteiligten durch die Veröffentlichung des vorliegenden Schrei-
bens und einer aussagekräftigen Zusammenfassung dieses
Schreibens im Amtsblatt der Europäischen Union informieren
wird. Außerdem wird sie die Beteiligten in den EFTA-Staaten, die
das EWR-Abkommen unterzeichnet haben, durch die Veröffent-
lichung einer Bekanntmachung in der EWR-Beilage zum Amts-
blatt und die EFTA-Überwachungsbehörde durch Übermittlung
einer Kopie dieses Schreibens von dem Vorgang in Kenntnis set-
zen. Alle vorerwähnten Beteiligten werden aufgefordert, sich
innerhalb eines Monats nach dieser Veröffentlichung zu äußern.“
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(28) Siehe grundsätzlich verbundene Rechtssachen T-132/96 und
T-143/96, Freistaat Sachsen und Volkswagen AG/Kommission,
Slg. 1999, II-3663, Randnr. 167.

(29) Siehe Entscheidung der Kommission in der Sache C-47/1996, Crédit
Lyonnais, ABl. L 221 vom 8. August 1998, S. 28, Randnr. 10.1.

(30) Siehe Entscheidung der Kommission in der Sache C-47/1996, Crédit
Lyonnais, ABl. L 221 vom 8. August 1998, S. 28, Randnr. 10.1; Ent-
scheidung der Kommission in der Sache C-28/2002, Bankgesellschaft
Berlin, ABl. L 116 von 2005, S. 1, Rdnrn. 153 ff., und Entscheidung
der Kommission in der Sache C-50/2006, BAWAG, noch nicht
veröffentlicht, Randnr. 166; Entscheidung der Kommission vom
5. Dezember 2007 in der Sache NN 70/2007, Northern Rock, noch
nicht veröffentlicht, Randnr. 38.

(31) In jedem Fall hat Deutschland keine stichhaltigen Beweise dafür vorge-
legt, dass sich eine solche Bankenkrise auf die gesamte deutsche Wirt-
schaft ausgewirkt hätte.



Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses

(Sache COMP/M.4784 — Suez Environment/SITA)

Für das vereinfachte Verfahren in Frage kommender Fall

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2008/C 71/07)

1. Am 11. März 2008 ist die Anmeldung eines Zusammenschlussvorhabens gemäß Artikel 4 der Verord-
nung (EG) Nr. 139/2004 des Rates (1) bei der Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beabsichtigt:
Das Unternehmen Suez Environnement („Suez“, Frankreich), das zur Suez-Gruppe gehört, erwirbt im Sinne
von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung durch den Erwerb von Anteilen die alleinige Kontrolle
über das Unternehmen SITA Sverige AB („SITA“, Schweden), das es derzeit gemeinsam mit E.ON Sverige AB
kontrolliert.

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig:

— Suez: Wasser- und Abfallwirtschaft weltweit,

— SITA: Abfallwirtschaft in Schweden und Finnland.

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass das angemeldete Rechtsgeschäft unter
die Verordnung (EG) Nr. 139/2004 fallen könnte. Eine endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie
sich vor. Nach der Bekanntmachung der Kommission über ein vereinfachtes Verfahren für bestimmte Zusam-
menschlüsse nach der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates (2) kommt dieser Fall für eine Behandlung
nach dem in der Bekanntmachung festgelegten Verfahren in Frage.

4. Alle betroffenen Dritten können bei der Kommission zu diesem Vorhaben Stellung nehmen.

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens 10 Tage nach dem Datum dieser Veröffentli-
chung eingehen. Sie können der Kommission per Fax (Fax-Nr. (32-2) 296 43 01 oder 296 72 44) oder per
Post unter Angabe des Aktenzeichens COMP/M.4784 — Suez Environment/SITA an folgende Anschrift
übermittelt werden:

Europäische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Registratur Fusionskontrolle
J-70
B-1049 Brüssel
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(1) ABl. L 24 vom 29.1.2004, S. 1.
(2) ABl. C 56 vom 5.3.2005, S. 32.



SONSTIGE RECHTSAKTE

RAT

Bekanntmachung an die Personen, Organisationen und Einrichtungen, die in die Liste nach den
Artikeln 2, 3 und 4 der Verordnung (EG) Nr. 243/2008 des Rates zur Einführung bestimmter
restriktiver Maßnahmen gegen die illegale Regierung der Insel Anjouan in der Union der Komoren

aufgenommen worden sind

(2008/C 71/08)

Der Rat der Europäischen Union hat festgestellt, dass die in Anhang I aufgeführten Personen, Organisationen
und Einrichtungen:

a) Mitglieder der illegalen Regierung von Anjouan; oder

b) diesen nahe stehende natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen sind.

Der Rat hat daher beschlossen, diese Personen, Organisationen und Einrichtungen in die Liste in Anhang I
aufzunehmen.

Die Verordnung (EG) Nr. 243/2008 des Rates (1) sieht das Einfrieren sämtlicher Gelder und wirtschaftlichen
Ressourcen der in Anhang I aufgeführten Personen, Organisationen und Einrichtungen vor und enthält das
Verbot, ihnen unmittelbar oder mittelbar Gelder oder wirtschaftliche Ressourcen zur Verfügung zu stellen.

Die in Anhang I aufgeführten Personen, Organisationen und Einrichtungen werden darauf hingewiesen, dass
sie bei den auf den Websites in Anhang II genannten zuständigen Behörden des betreffenden Mitgliedstaats
(bzw. der betreffenden Mitgliedstaaten) eine Genehmigung zur Verwendung der eingefrorenen Gelder zur
Deckung ihrer Grundbedürfnisse oder für bestimmte Zahlungen nach Artikel 4 der Verordnung beantragen
können.

Die betroffenen Personen, Organisationen und Einrichtungen können jederzeit unter Vorlage entsprechender
Nachweise einen Antrag auf Überprüfung des Beschlusses, sie in die Liste aufzunehmen und in der Liste zu
führen, unter folgender Anschrift an den Rat richten: Rat der Europäischen Union, Rue de la Loi 175,
B-1048 Brüssel.

Die Anträge werden sofort nach ihrem Eingang geprüft. In diesem Zusammenhang werden die betroffenen
Personen, Organisationen und Einrichtungen darauf hingewiesen, dass der Rat die Liste nach Artikel 3 des
Gemeinsamen Standpunkts 2008/187/GASP ohnehin regelmäßig überprüft.

Die betroffenen Personen, Organisationen und Einrichtungen werden ferner auf die Möglichkeit hingewiesen,
den Beschluss des Rates nach Maßgabe des Artikels 230 Absätze 4 und 5 des Vertrages zur Gründung der
Europäischen Gemeinschaft vor dem Gericht erster Instanz der Europäischen Gemeinschaften anzufechten.
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(1) ABl. L 75 vom 18.3.2008, S. 53.
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